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Wirtschaftsstatistische Schnellinformation 

Verarbeitendes Gewerbe 1 

Beschäftigte 
Geleistete Arbeiterstunden 
Lohn- und Gehaltssumme 

Umsatz (ohne Umsatzsteuer) 
Inlandsumsatz 
Auslandsumsatz 

Auftragseingang 
ausgewählter Wirtschaftszweige 

aus dem Inland 
aus dem Ausland 

Energieverbrauch 

Bauhauptgewerbe 2 

Beschäftigte 
Geleistete Arbeitsstunden 
Lohn- und Gehaltssumme 

1000 
Mill. Std. 
Miii.DM 

Miii. DM 
Miii.DM 
Miii. DM 

Miii.DM 
Miii.DM 
Miii . DM 

1000 t SKE 

1000 
Mill. Std. 
Miii.DM 

Baugewerblicher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Mill. DM 
Auftragseingang 3 Mill. DM 

Baugenehmigungen 4 

Wohnbau 
Nichtwohnbau 

Wohnungen 
1 000 m 3 umbauter Raum 

Einzelhandel 

Umsatz (elnschl. Umsatzsteuer) Meßziffer 1986 ~ 100 

Gastgewerbe 

Umsatz (einschl. Umsatzsteuer) Meßziffer 1986 = 100 

Fremdenverkehr 5 

Ankünfte 
Übernachtungen 

Arbeitsmarkt 

Arbeitslose 

Außenhandel 

Ausfuhr 

Kredite 6 

Bestand am Monatsende 
kurzfristige Kredite 
mittel- und langfristige Kredite 7 

1000 
1000 

Anzahl 

Miii.DM 

Mill. DM 
Mill. DM 

1) Betriebe mit Im allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten. Zur 
Methode siehe Statistischen Bericht E I 1 

2) Zur Methode siehe Statistischen Bericht E II 1 
3) Nur Betriebe von Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten 
4) Nur Errichtung neuer Gebäude 

Jüngster Monat Monatsdurchschnitt 

absolut Veränderung absolut 
zum Vorjahr 

Veränderung 
zum Vorjahr 

(gleiche Zeit) (gleicher Monat) 
in% 

Juli 1987 

164 
15 

585 

2 744 
2197 

547 

1 489 
1 046 

443 

40 
5 

122 

400 
206 

744 
382 

2,0 
0,9 

+ 1,8 

6,2 
3,7 

- 15,0 

+ 4,9 
+ 4,1 
+ 7,0 

4,1 
3,3 
1,4 

4,8 
5,6 

+ 1,1 
- 16,0 

Mai 1987 

100,7 2,7 

April 1987 

98.4 + 11,0 

Mai 1987 

344 5,3 
1 631 5,3 

Juli 1987 

104 931 3,0 

Juni 1987 

841,9 

9 275 
48013 

+ 14,2 

9,9 
+ 4,0 

in% 

Januar bis Juli 1987 

164 
15 

548 

2893 
2 229 

665 

1 603 
1 091 

512 

37 
3 

89 

242 
197 

567 
376 

1,5 
2,3 

+ 1,8 

2,9 
4,9 

+ 4,3 

+ 1,5 
+ 0,7 
+ 3,1 

- 4,5 
- 10,5 
- 4,0 

- 10,9 
- 10,2 

- 14,5 
+ 5,9 

Januar bis Mai 1987 

95,1 + 0,5 

Januar bis April 1987 

74, 1 + 0,2 

Januar bis Mal 1987 

182 4,7 
813 - 3,8 

Januar bis Juli 1987 

115384 - 3 ,8 

Januar bis Juni '1987 

871 ,4 

9180 
47 610 

+ 10,0 

8,6 
+ 4 ,2 

5) in Seherbergungsstätten mit 9 und mehr Gästebetten 
(einschließlich Jugendherbergen; ohne Campingplätze) 

6) an inländische Unternehmen und Private, ab 1.1.1986 
einschließlich Ralffelsenbanken 

7) einschließlich durchlaufender Kredite 
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Aktuelle Auslese 

Gute Bilanz des Fremdenverkehrs 
im 1. Halbjahr 1987 

Die Seherbergungsstätten mit 9 und mehr Bet­
ten in Schleswig-Holstein registrierten im 

1. Halbjahr 1987 nach zum Teil noc.~ vorläufigen Feststel­
lungen 1,3 Mill. Gäste und 6,3 Mill. Ubernachtungen. Wäh­
rend die Zahl der Gäste gegenüber dem 1. Halbjahr 1986 
um 3 % zurückgmg, blieb die Zahl der Übernachtungen un­
verändert auf dem hohen Niveau des Vorjahres. 

In den ersten fünf Monaten dieses Jahres sah es noch nicht 
so günstig aus. Der Umschwung kam mit dem Juni, der den 
Betrieben ein Übernachtungsplus von 7 % bescherte. Die­
ser relativ große Anstieg dürfte wesentlich auf den frühen 
Beginn der Sommerferien in einigen Bundesländern zurück­
zuführen sein. 

Die Campingplätze konnten das Ergebnis aus dem Vorjahr 
nicht halten. In den ersten sechs Monaten dieses Jahres ver­
zeichneten sie, bedingt durch das schlechte Wetter im Mai 
und im Juni, 9 % weniger Gäste und 8 % weniger Über­
nachtungen als im 1. Halbjahr 1986. 

In Konflikt mit dem Strafrecht 

Die Anteile der verschiedenen Straftaten, die 
zu einer Verurteilung führen, bleiben im all­

gemeinen über Jahre hinweg konstant. Seit 1982 haben un­
ter den erwachsenen Verurteilten jedoch die Verletzungen der 
Unterhaltspflicht merklich und stetig abgenommen, nämlich 
von 398 auf 111 Fälle im Jahr, die Straftaten nach dem Stra­
ßenverkehrsgesetz ebenfalls, wenn auch relativ schwächer 
(1 290 auf 979); aber wegen Straftaten gegen die Umwelt wur­
den mit 171 Personen deutlich mehr verurteilt als im Vor­
jahr (58), vermutlich weil die 1980 verschärften StGB­
Bestimmungen zunehmend angewendet werden. 

Die Zahl aller wegen Straftaten Abgeurteilten war 1986 mit 
37 464 nur um knapp 400 niedriger als 1985. Unter den 
7 772 nach Jugendstrafrecht Abgeurteilten haben sich die 
Relationen nach der Art der Entscheidung leicht geändert. 
1986 wurden häufiger Erziehungsmaßregeln verhängt (bei 
6,2% der Abgeurteilten gegenüber 5,2% im Vorjahr), und 
es wurde häufiger das Verfahren eingestellt (22,7 % gegen­
über 20,.3 %), aber seltener auf Jugendstrafe (8,7 %/9,1 %) 
und Zuchtmittel (60,6 %/62,6 %) erkannt. Allerdings wurde 
auch seltener freigesprochen (1,8 %/2,7 %). 

Je 100 000 Strafmündige wutden 1986 unter Deutschen 
1 335, unter Ausländern 2 047 'Thter verurteilt. Diese Ziffern 
lauteten im \brjahr 1 365 und 1 987. Für die Deutschen setzt 
sich damit eine seit 198.3 anhaltende sinkende Tendenz fort, 
für die Ausländer eine seit 1984 steigende. Während 1984 
die Ziffer für die Ausländer mit 1 607 nur um 157 höher 
lag als für die Deutschen mit 1 450, ist 1986 der Abstand 
mit 712 deutlich größer. 

Keine Erholung im Wohnbau 

Von Januar bis Juli dieses Jahres wurden in 
Schleswig-Holstein 3 972 Wohnungen zum :Z 

-- Bau freigegeben, das sind 14 % Genehmigun-
gen weniger als im gleichen Zeitraum des Vorjahres. Etwas 
geringer fiel der Rückgang der Baugenehmigungen für Ein­
und Zweifamilienhäuser aus. In den ersten sieben Monaten 
1987 wutden 3 002 Wobnungen in Eigenheimen genehmigt 
und damit 12 % weniger als 1986. 

Die Baugenehmigungen für Nichtwohngebäude - gemes­
sen am Rauminhalt- sind dagegen gestiegen. Von Januar 
bis Juli wurden Gebäude mit einem Gesamtvolumen von 2,63 
Mill. m2 zum Bau freigegeben, das sind 6 % mehr als im 
entsprechenden Zeitraum des Vorjahres. 
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Die Einkommensverteilung 1983 

Konsolidierte Ergebnisse aus der Lohn- und Einkommensteuerstatistik 

Die Statistiken über die Steuern vom Einkommen -
für sie ist ein Dreijahreszyklus gesetzlich vorgeschrie­
ben -sind in erster Linie auf die Darstellung der Ein­
kommenshöhe, -struktur und -besteuerung sowie ihrer 
Veränderungen ausgerichtet. Die große Zeitspanne, die 
für die Einkommensveranlagung durch steuerrechtliche 
Regelungen eingeräumt wird, hat zur Folge, daß die Er­
gebnisse erst mit einem recht beträchtlichen Zeitab­
stand vorgelegt werden können. Wenn sie auch nicht 
für gesamtwirtschaftliche Analysen hochaktuell sind, 
so liefern sie doch umfassende Informationen über die 
Einkommensschichtung, d. h. über die statistische Ver­
teilung der Einkommen nach ihrer Größenklasse. 

Die Aufbereitung der Statistiken über die Steuern vom 
Einkommen 1983 wird zur Zeit abgeschlossen; ein Sta­
tistischer Bericht zur Lohnsteuer 1983 liegt seit Juni 
1986 vor, entsprechende Veröffentlichungen zur Ein­
kommensteuer und zur Körperschaftsteuer werden im 
Herbst 1987 erscheinen. Für 1983 war das Einkommen­
stauargesetz in der Fassung vom 6. Dezember 1981 
(BGBI. I S. 1249) gültig. 

Die Lohnsteuer ist wie die Kapitalertragsteuer eine 
Steuer vom Einkommen, für die der Quellenabzug gilt. 
Quelle ist hier der Bruttolohn oder das Bruttogehalt. Es 
handelt sich um die besondere Besteuerungsform der 
Einkünfte aus unselbständiger Arbeit, die eine der sie­
ben im Einkommensteuergesetz vorgesehenen Ein­
kunttsarten ist. Die Bearbeitung der Lohnsteuerjahres­
ausgleiche und auch der meisten sog. Arbeitnehmer­
veranlagungen ist in der Finanzverwaltung früher ab-

Summe der sieben Elnkunttsarten 

+ Nachzuversteuernder Betrag nach § 10 a EStG 

geschlossen als die der übrigen Einkommensteuer­
veranlagungen. Vor allem, um hier einen Aktualitäts­
gewinn zu erzielen, bereitet man die Lohnsteuerfälle 
statistisch gesondert vorweg auf. Die Termine für die 
Bearbeitung in den Finanzämtern haben sich aber an­
genähert; auch der Anteil der Bruttolohn- und Gehalts­
summe, der der Veranlagung unterzogen wird, z. B. weil 
auch Hausbesitz des Arbeitnehmers oder andere Ein­
künfte einzubeziehen sind, hat ständig zugenommen. 
Es liegt daher auf der Hand, die Ergebnisse der Lohn­
steuerstatistik mit jener der Einkommensteuerstatistik 
zu vereinigen, d. h. zu konsolidieren . 

Der Begriff "Konsolidierung" ist vielleicht eher aus dem 
Bilanzwesen geläufig, wo er aussagt, daß z. B. in ei­
ner Konzernbilanz die Aktiva und Passiva der Tochter­
gesellschaften nicht einfach addiert, sondern um 
Doppelzählungen, die sich aus der Konzernverschach­
telung ergeben, bereinigt sind. Bei der Vereinigung von 
Lohn- und Einkommensteuer sind Doppelzählungen zu 
eliminieren, die dadurch zustande kommen, daß ein 
veranlagter Arbeitnehmer in der Einkommensteuersta­
tistik und mit seinem Bruttolohnt-gahalt auch in der 
Lohnsteuerstatistik enthalten ist. Zur Konsolidierung ge­
hört auch, beide Materialien durch Ansatz gleicher Grö­
ßenklassengliederun'g der Einkünfte vereinigbar zu 
machen. Das Ergebnis einer solchen Konsolidierung 
für das Jahr 1983 schildert dieser Aufsatz. 

Die ausgewählten Bezugsgrößen wurden dabei nach 
folgendem Schema abgeleitet: 

- Verlustabzugsbetrag nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Auslandsinvestitionsgesetz 
+ Hinzurechnungsbetrag nach § 2 Abs. 1 Satz 3 Auslandsinvestitionsgesetz 
- Altersentlastungsbetrag nach § 24 a EStG 
- Ausbildungsplatz-Abzugsbetrag nach § 24 b EStG 
- Ausländische Steuern vom Einkommen nach § 34 c Abs 2 und 3 EStG 
- Freibetrag für Land- und Forstwirte nach § 13 Abs. 3 EStG 

= Gesamtbetrag der ElnkOnfte (GdE) 

- Sonderausgaben nach § 10, § 10 b, § 10 c EStG 
- Steuerbegünstigter nicht entnommener Gewinn nach § 10 a EStG 
- Freibetrag für freie Berufe nach § 18 Abs. 4 EStG 
- Freibetrag fQr besondere Fälle nach§ 33 a EStG 1953 iV.m. §52 Abs. 23 EStG 
- Freibeträge für außergewöhnliche Belastungen nach § 33 a EStG 
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- Pauschalbeträge für Körperbehinderte und Hinterbliebene nach § 33 b EStG 
- Überbelastungsbetrag nach § 33 EStG 
- Verlustabzug nach § 10 d EStG, § 2 Abs. 1 Satz 2 Auslandsinvestitionsgesetz 

=Einkommen 

- Altersfreibetrag nach § 32 Abs. 2 EStG 
- Haushaltsfreibetrag nach § 32 Abs 3 EStG 
- Kinderfreibetrag nach § 32 Abs. 8 EStG 
- Fre1ble1bender Betrag nach § 46 Abs. 3, § 46 a Satz 1 EStG, §§ 70, 72 ESIDV 
- Sonderfreibetrag fOr beschränkt Steuerpflichtige nach § 50 Abs. 3 EStG 

= Zu versteuerndes Einkommen 

Einkommensteuer lt. Grundtabelle/Splittingtabelle oder nach dem bel Anwendung des Progressionsvorbehalts (§ 32 b EStG) sich 
ergebenden Steuersatz 

+ Steuer auf die einem ermAßigten Steuersatz unterliegenden Einkünfte nach § 34, § 34 b, § 34 c Abs. 4 EStG 
- SteuerermA81gung bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft nach § 34 e EStG 
- Anrechnung ausländischer Steuern nach § 34 c Abs. 1 EStG, § 12 Außensteuergesetz 
- Steuerermäßigung für freie Erfinder nach § 4 Ziff. 3 der Verordnung über die einkommensteuerliche Behandlung der freien Erfinder 
- Steuerermäßigung für Einkünfte aus Berlin (West) nach § 21 und § 22 Berlin FG 
+ Pauschbetrag nach § 34 c Abs. 5 EStG 
- Steuerermäßigung nach § 16 und § 17 Berlin FG 
- Steueretmäßigung nach § 14 d. 3. VermBG 
- Erm!ßigung nach § 34 f EStG 
- Steuerermä81gung bei Belastung m1t Erbschaltsteuer nach § 35 EStG 
- Investitionsprämie nach § 32 des Kohlegesetzes 
+ Nachsteuer nach § 30, § 31 ESIDV 

= Festgesetzte Einkommensteuer 

Für die Schichtung, also die quantitative Zuordnung der 
Merkmalsträger, wurde der Gesamtbetrag der Einkünfte 
(GdE} gewählt. Dies ist ein fester Begriff des Einkom­
mensteuergesetzes. Seine Bedeutung ist dem Schema 
zu entnehmen. Gegenüber dem Einkommen und auch 
dem zu versteuernden Einkommen hat er den Vorteil, 
daß steuerliche Besonderheiten, die eher den Nicht­
Arbeitnehmern gelten, hier noch nicht so sehr zu Bu­
che schlagen. Der Gesamtbetrag der Einkünfte ist bei 
den nur Lohnsteuerpflichtigen der Bruttolohn minus 
Werbungskosten, Versorgungs-, Weihnachts- und Ar­
beitnehmerfreibeträge. 

ln der Statistik und damit auch in der konsolidierten 
Schichtung werden die Einkünfte/Einkommen der un­
beschränkt steuerpflichtigen natürlichen Personen ge­
zählt. Zähleinheit oder - wie oben ausgedrückt: 
Merkmalsträger - ist aber nicht die einzelne natürli­
che Person, sondern der Steuerpflichtige. Das Singu­
lar Steuerpflichtiger sind bei gemeinsamer Veranlagung 
zwei natürliche Personen, nämlich die Ehegatten. Diese 
Abgrenzung erlaubt naturgemäß keine Aussage über 
die Durchschnittseinkünfte je Einzelperson. Mit einer 
gewissen Unschärfe könnte man auch für Mehrperso­
nenhaushalte das Einkommen je Steuerpflichtigen als 
Haushaltseinkommen bezeichnen. Dessen Nachweis 
ist insofern zweckmäßig, als der Lebensstandard eines 

Haushalts von seiner Gesamtkaufkraft abhängt, die 
wiederum in hohem Maße von den Einkommen der 
Ehegatten. 

Von Nachteil ist, daß die steuerliche und die ökonomi­
sche Einkommensdefinition differieren; es fehlen u. a. 
bei den Arbeitnehmern die Sozialversicherungsbei­
träge und die freiwilligen Sozialleistungen der Arbeit­
geber. Darüber hinaus gibt es Lücken beim Nachweis 
der Einkommen aus Land- und Forstwirtschaft und der 
Renten- bzw. Pensionseinkünfte. Diese Nachteile gilt 
es zu beachten. Dem steht als Vorteil gegenüber, daß 
das Datenmaterial der Finanzverwaltung - bis auf 
ganz wenige noch nicht abgeschlossene Veranlagun­
gen - in der Vollständigkeit einer statistischen Tota­
lerhebung gleichkommt und in der Datenqualität -
zumindest der steuerlich relevanten Daten - wohl nicht 
zu überbieten ist. 

Einkunftsarten und Größenklassen 

Die Einkommensbesteuerung verursacht auch Umver­
teilungsvorgänge, die nicht primär steuerpolitisch mo­
tiviert sind, sondern den Anreiz dafür bilden, daß der 
Steuerzahler die Entscheidungen über die Verwendung 
seines Einkommens im Sinne bestimmter Wirtschafts-
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-------------------

und/oder gesellschaftspolitischer Ziele trifft. Die Sub- Einkünfte der Lohn- und der Einkommensteuerpflichtigen 
ventionierung der Steuerpflichtigen z. B., die eigenen (konsolidiert) 1980 und 1983 

Wohnraum schaffen, prägt sich in negativen Einkünf-
ten aus Vermietung und Verpachtung aus. Für die öko­
nomisch orientierte Analyse der Einkommenstruktur 
nach den Quellen der Einkünfte ist es angebracht, nur 
die positiven Einkünfte zu betrachten. 

Man stellt dann fest. daß sich von 1980 bis 1983 die 
Anteile der sieben Einkunftsarten nicht wesentlich ver­
schoben haben; der auf 2,1 %gewachsene Anteil der 
land- und forstwirtschaftliehen Einkünfte ist auf die 1980 
verschärfte Buchführungspflicht und die guten Ernteer­
träge 1982/83 zurückzuführen. Augenfällig ist der re­
zessionsbedingte Rückgang bei den Einkünften aus 
Gewerbebetrieb (- 4,3 %), was den Anteil dieser Ein­
kunftsart von 11.4% auf 9,7% sinken ließ. Zu berück­
sichtigen ist jedoch, daß für die Gewerbebetriebe das 
Vergleichsjahr 1980 eines der besten Ergebnisse ge­
liefert hatte. 

Die Veränderung der Anteile der Einkunftsarten ist ein 
Hinweis darauf, daß die Steigerungsraten der absolu­
ten Beträge divergieren: Die Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft stiegen um 75,6 % , die aus selbständi­
ger Arbeit um 8,2 % , die aus nichtselbständiger Arbeit 
um 13,2 %, die aus Kapitalvermögen um 24,4 %, die 
aus Vermietung und Verpachtung um 25,0% und die 
sonstigen Einkünfte um 49.4 %. Insgesamt sind die Ein­
künfte von 1980 bis 1983 auf 35,751 Mrd. DM oder um 
12.4 % gestiegen. Das entspricht einem jahresdurch­
schnittliehen Zuwachs um ca. 4 %. 

Setzt man von der Summe der positiven Einkünfte die 
negativen Beträge der einzelnen Einkunftsarten ab, die 
sog. ausgeglichenen Verluste (ca. 1,9n Mrd. DM), so 

PositiVe Einkünfte • 1980 1983 
aus ... 

Mill. DM % Mlll. DM % 

Land- und Forstwirtschaft 422 1,3 741 2,1 
Gewerbebetrieb 3 616 11 ,4 3 462 9,7 
Selbständiger Arbeit 1 381 4,3 1 494 4,2 
Nichtselbständiger Arbeit 26 237 79,4 28 665 79,9 

KapitalvermOgen 510 1,6 634 1,8 
Vermietung und Verpachtung 374 1,2 468 1,3 
Sonstigen ElnkOnften 259 0,8 387 1,1 

Summa dar Einkünfte 31 799 100 36 751 100 

") der Steuerpflichtigen mrt positivem Gesamtbetrag der Einkünfte. Verlust· 
fälle sind auch mit Ihren positiven EinkOnften nicht enthalten 

erhält man - nach weiteren Hinzurechnungen und Ab­
satzungen entsprechend der obigen Definition - ei­
nen Gesamtbetrag der Einkünfte von 33,595 Mrd. DM 
mit 898 726 Steuerpflichtigen. Nach Abzug der Son­
derausgaben, der außergewöhnlichen Belastungen 
und weiterer Beträge ergibt sich auf Landesebene ein 
Einkommen von 27,331 Mrd. DM. Die festgesetzte Ein­
kommensteuer beträgt 6,071 Mrd. DM. 

Die Aufteilung der vier Bezugsgrößen Steuerpflichtige, 
GdE, Einkommen, festgesetzte Einkommen-/Lohn­
steuer und Bruttolohn nach Größenklassen des Ge­
samtbetrages der Einkünfte enthält die Tabelle. 

Allgemein ist im Vergleich zu 1980 eine Verschiebung 
in höhere Größenklassen des Gesamtbetrages der Ein­
künfte zu verzeichnen. Auf die Größenklasse bis unter 
25 000 DM entfallen 1983 38 % der Steuerpflichtigen 
mit 11 %der Einkommen, aber nur 6% der festgesetz-

Ausgewählte Merkmale der konsolidierten Lohn- und Einkommensteuerstatistik 1983 
nach Größenklassen des Gesamtbetrages der Einkünfte 

Gesamtbetrag Steuerpflichtige Gesamtbetrag Einkommen Festgesetzte 
der Einkünfte der Lohn-/ 
von ... Einkünfte Einkommensteuer 
bis unter ... DM 

Anzahl % Mlll. DM % Mill DM % Mill. DM % 

1- 25 000 344 344 38 4 383 13 3 060 11 372 6 
25 000 - 50 000 358 150 40 12 855 38 10 120 37 1 754 29 
50 000 - 75 000 131 906 15 7 906 24 6 622 24 1 365 22 
75 000- 100 000 36 808 4 3 128 9 2 706 10 685 11 

100 000 und mehr 27 518 3 5 323 16 4 823 18 1 895 31 

Zusammen 898 726 100 33 595 100 27 331 100 6 071 100 

Verlustfälle 61 235 -264 - 542 0 

Insgesamt 959 961 X 33 331 X 26 789 X 6 071 X 
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ten Steuern. Bei weiteren 40 % liegt der Gesamtbe­
trag der Einkünfte zwischen 25 000 und 50 000 DM; 
sie erzielten 37 % der Einkommen und hatten 29 % 
der festgesetzten Steuern zu zahlen. Mehr als drei Vier­
tel der Steuerpflichtigen liegen mit ihrem GdE also un­
ter 50 000 DM. Auf 100 000 DM und mehr des 
Gesamtbetrages der Einkünfte kommen dagegen nur 
3 % der Steuerpflichtigen. Diese beziehen fast ein Fünf­
tel aller Einkommen und tragen fast ein Drittel der Steu­
erlast 

Die Größenklasseneinteilung enthält nicht die sog. Ver­
lustfälle, die sich ergeben, wenn die Veranlagung ein 
negatives Einkommen aufweist, das bereits bei der 
Summe der Einkünfte oder erst nach Abzug der Son­
derausgaben und außergewöhnlichen Belastungen ne­
gativ geworden sein kann. Diese 61 235 Verlustfälle und 
dazugehörenden Beträge werden deshalb getrennt 
nachrichtlich ausgewiesen. Für Länder-, Kreis- und Ge­
meindevergleiche werden üblicherweise die Verlustfälle 
mitberücksichtigt, d. h. bei der Bildung von regionalen 
Kennziffern müssen diese Steuerpflichtigen hinzuge­
zählt und die Beträge entsprechend abgezogen wer­
den. ln den folgenden Vergleichsbetrachtungen der 
Regionalergebnisse werden daher die Verlustfälle in die 
Berechnungen einbezogen. 

Unter Berücksichtigung der Verlustfälle gab es in 
Schleswig-Holstein 1983 959 961 Steuerpflichtige. Sie 
vereinigten emen Gesamtbetrag der Einkünfte von 
33,331 Mrd. DM, ein Einkommen von 26,789 Mrd. DM, 
und für sie wurden 6,071 Mrd. DM Einkommen-/Lohn­
steuer festgesetzt. Je Steuerpflichtigen waren das 
34 720 DM Gesamtbetrag der Einkünfte, 27 907 DM 
Einkommen und 6 324 DM festgesetzte Steuer. Je Ein­
wohner betrug am 31. 12. 1983 in Schleswig-Holstein 
der GdE 12 738 DM, das Einkommen 10 238 DM und 
die festgesetzte Einkommen-/Lohnsteuer 2 320 DM. 

Steuerpflichtige mit Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit 
und mit Ihrem Bruttolohn 1983 

Gesamtbetrag Steuer- Bruttolohn 
der Einkünfte pflich- in 
von ... bis unter ... DM tige Mill. DM 

1 - 25 000 308 942 4 927 
25 000- 50 000 342 307 13 549 
50 000 - 75 000 125 817 8 001 
75 000 - 100 000 33 658 2 829 

100 000 und mehr 21 453 21 78 

Verlustfälle 48 887 257 

Zusammen 881 064 31 741 

Einschließlich der Verlustfälle entfiel 1983 auf 881 064 
Steuerpflichtige mit Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit ein Bruttolohn von 31 ,741 Mrd. DM. Der durch­
schnittliche Bruttolohn je Steuerpflichtigen betrug in 
Schleswig-Holstein entsprechend 36 026 DM. 

Daß Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit die bei wei­
tem wichtigste Einkommensquelle sind, zetgt sich 
daran, daß 881 064 oder 92 o/o aller Steuerpfl ichtigen 
Bruttolohn zu versteuern hatten. Bruttolohn ist hier ein 
steuertechnischer Begriff. Er schließt nicht nur die 
Löhne, sondern auch die Gehälter, die Beamtenbezüge 
und - soweit sie besteuert werden - auch die Pen­
sionen und die Ertragsanteile der Renten mit ein. 

Der Bruttolohn macht sogar 95 % des Gesamtbetra­
ges der Emkünfte (GdE) aller Steuerpflichtigen aus. ln 
den einzelnen Größenklassen des Gesamtbetrages der 
Einkünfte hat der Bruttolohn allerdings sehr unter­
schiedliches Gewicht. ln der GdE-GröBenklasse von 1 
bis unter 25 000 DM ist der Bruttolohn jener 309 000 
Steuerpflichtigen, die Arbeitnehmereinkünfte hatten, 
mit fast 5 Mrd. DM sogar höher als der Gesamtbetrag 
der Einkünfte aller 344 000 Steuerpflichtigen dieser 
GdE-Größenklasse. Das liegt außer an den genannten 
definitorischen Differenzen (Werbungskosten und spe­
zielle Freibeträge) auch daran, daß beim GdE bereits 
eine Saldierung mit negativen Einkünften - in erster 
Linie wohl aus Vermietung und Verpachtung - statt­
gefunden hat. Der gleiche Effekt zeigt sich in abge­
schwächter Form auch bei den beiden nächsthöheren 
Größenklassen der Tabelle. Erst in der GdE-Kategorie 
75 000 bis 100 000 DM sind die positiven Nicht­
Arbeitnehmer-Einkünfte so bedeutend, daß der GdE 
höher ist als der Bruttolohn, den diese Steuerpflichti­
gen erhielten. Aber sogar bei den Steuerpflichtigen mit 
über 100 000 DM GdE ist nichtselbständige Arbeit der 
Zahl der Steuerpflichtigen und auch dem Betrag nach 
eine bedeutende Einkunftsart. Dies sicherlich auch 
deshalb, weil häufig die mithelfenden Ehegatten von 
Selbständigen, Freiberuflern oder Landwirten arbeits­
und steuerrechtlich als Arbeitnehmer in Erscheinung 
treten. Von den rund 28 000 Steuerpflichtigen mit über 
100 000 DM GdE bezogen 78 o/o auch Bruttolohn. Des­
sen Anteil am GdE dieser Größenklasse betrug 41 %. 

Kreisergebnisse 

ln den folgenden Ausführungen werden die Regional­
daten im ersten Schritt nach den Durchschnittswerten 
der Bezugsgrößen GdE, Einkommen, festgesetzte 
Einkommen-/ Lohnsteuer und Bruttolohn je Steuer-
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pflichtigen und im zweiten Schritt nach ihrem Anteil am 
Landesgesamtergebnis analysiert. 

Betrachtet man die Einkommensschichtung der kreis­
freien Städte und der Landkreise nach dem durch­
schnittlichen Gesamtbetrag der Einkünfte (GdE je 
Steuerpflichtigen}, so ergibt sich folgende Rang­
folge: 

Kreis/ 
KREISFREIE STADT 

Stormarn 
Pinneberg 
Sageberg 
Hzgt. Lauenburg 
Rendsburg-Eckemtörde 

Plön 
Steinburg 
Ostholstein 
FLENSBURG 
Schleswlg-Fiensburg 

KIEL 
NEUMÜNSTER 
LÜBECK 
Dithmarschen 
Nordfriesland 

Gesamt· 
betrag 

der 
EinkOnfte 

42 889 
40 246 
39 942 
36 682 
34 421 

33 904 
32 666 
32 586 
32142 
31 631 

31 483 
31 437 
31 170 
30 829 
30 211 

Ein- Festge-
kommen setzte 

Steuer 

DM je Steuerpflichtigen 

35 508 8 918 
33 098 8 153 
32 631 7 765 
29 592 6 945 
27 457 6 059 

26 970 5 876 
25 940 5 547 
25 686 5 616 
25 846 5 835 
24 682 5 127 

25 582 5 463 
25 126 5 292 
24 954 5 562 
23 901 4 950 
23 300 4 919 

1) Durchschnittsbildung je Steuerpflichtigen mit Bruttolohn 

Brutto· 
lohn' 

44300 
41 367 
41 914 
37 571 
36 056 

36 272 
33 256 
33 238 
33 249 
33 076 

33 651 
32 804 
31 854 
31 627 
30 889 

Beim Vergleich der Kreisergebnisse aus der Lohn­
und Einkommensteuerstatistik ergeben sich bemer­
kenswerte Unterschiede. Auffällig ist, daß die kreisfreien 
Städte am Ende nur noch vor der Westküste rangie­
ren und daß nur die Kreise Stormarn, Pinneberg, Se­
geberg und Hzgt. Lauenburg -also die an Harnburg 
grenzenden Kreise - über dem Landesdurchschnitt 
liegen. Während der Kreis Steinburg hinter Rands­
burg-Eckernförde und Plön den mittleren Rang ein­
nimmt, übertrifft Stormarn mit dem ersten Rang sogar 
Harnburg (mit einem GdE je Steuerpflichtigen von 
40 834 DM). 

Das gleiche Bild ergibt sich beim Vergleich der Einkom­
men je Steuerpflichtigen und der festgesetzten 
Einkommen-/Lohnsteuer je Steuerpflichtigen mit leich­
ten Verschiebungen am Ende der Skala. 

Beim Bruttolohn je Steuerpflichtigen liegen die ersten 
sechs Kreise über dem Landesdurchschnitt und Stor­
marn, Pinneberg und Sageberg sogar über dem Ham­
burger Durchschnitt 

Bestätigt wird diese Rangfolge mit kleineren Verschie­
bungen, wenn entsprechende Berechnungen je Ein­
wohner angestellt werden. 

KREISFREIE STADT 

Kreis 

FLENSBURG 
KIEL 
LOBECK 
NEUMÜNSTER 

Dithmarschen 
HzgL Lauenburg 
Nordfriesland 
Ostholstein 

Pinneberg 
Plön 
Rendsburg-Eckemförde 
Schleswlg-Fiensburg 

Sageberg 
Steinburg 
Stormarn 

Schleswlg-Holsteln 

Steuer­
pflich­
tige 

3,5 
9,8 
8,9 
3,2 

4,7 
6,1 
5,6 
6,9 

10,6 
4,5 
9,1 
6,3 

8,0 
4,9 
7,9 

100 

Bevöl­
kerung 

Gesamt­
betrag 

der 
Eln­

kOnfte 

Festge­
setzte 
Eink.-/ 
Lohn· 
steuer 

Anteil am Landeswert in o/o 

3,3 3,2 3,2 
9,5 8,9 8,5 
8,2 8,0 7,8 
3,0 2,9 2,7 

5,0 4,2 3,7 
6,0 6,5 6,7 
6,2 4,9 4,4 
7,4 6,5 6,1 

9,9 12,3 13,7 
4,5 4,4 4,2 
9,4 9,0 8,7 
7,0 5,7 5,1 

8,2 9,2 9,9 
4,9 4,6 4,3 
7,4 9,7 11 '1 

100 100 100 

Brutto­
lohn 

3,3 
9,5 
8,0 
3,0 

4,0 
6,4 
4,6 
6,3 

12,3 
4,5 
9,0 
5,7 

9,4 
4,5 
9,7 

100 

Eine differenziertere Aussage für den regionalen Ver­
gleich nach Kreisen gewinnt man aus der Darstellung 
mit den Anteilen an den Steuerpflichtigen, dem Ge­
samtbetrag der Einkünfte, der festgesetzten Steuer und 
dem Bruttolohn insbesondere im Vergleich mit dem An­
teil an der Wohnbevölkerung des Landes. 

Der Vergleich zwischen den Kreisen bestätigt auch bei 
diesen Anteilswerten die relative Stärke der Nachbar­
kreise zu Hamburg. So entfallen auf den Kreis Pinne­
berg mit 9,9 % der Bevölkerung 10,6 % der Steuer­
pflichtigen, 12,3% des Gesamtbetrages der Einkünfte 
und 12,3 % des Bruttolohns, aber 13,7 % der festge­
setzten Lohn-/Einkommensteuer. Für den Kreis Stor­
marn ergeben sich bei einem Bevölkerungsanteil von 
7,4 % und Steuerpflichtigenanteil von 7,9 % jeweils 
9,7% des GdE und des Bruttolohns, aber 11,1 %der 
festgesetzten Lohn-/Einkommensteuer. Während die 
kreisfreien Städte intern relativ ausgeglichene Ergeb­
nisse mit fallenden Steueranteilen aufweisen, ver­
schlechtern sich die internen Relationen bei den 
landwirtschaftlich strukturierten Landkreisen, insbeson­
dere der Westküste. Auf den Kreis Nordfriesland ent­
fallen bei 6,2 % der Bevölkerung und 5,6 % der 
Steuerpflichtigen nur 4,9 % des GdE bzw. 4,6 % des 
Bruttolohns und 4,4 % der festgesetzten Lohn-/Einkom­
mensteuer. 

Leonhard Gawlik 
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Sozialer Wohnungsbau 

Das Wohnungsbaugesetz 

Mit dem sozialen Wohnungbau erhöht der Staat das 
Angebot an preisgünstigem Wohnraum für den Kreis 
einkommensschwacher Familien, die bei einer rein 
marktwirtschaftlich ausgerichteten Wohnungsbedarfs­
deckung stark belastet wären. Im Gegensatz zum 
Wohngeld, das auf den einzelnen Wohnungsinhaber 
abstellt (Subjektförderung), ist der soziale Wohnungs­
bau an das Bauobjekt gebunden (Objektförderung}. 

Die Förderung des Wohnungsbaus als öffentliche Auf­
gabe stellte sich vorrangig nach dem Zweiten Weltkrieg, 
um der gravierenden Wohnungsnot als Folge der 
Kriegszerstörung und der Zunahme der Bevölkerung 
durch Flüchtlinge und Vertriebene zu begegnen. Mit 
dem I. Wohnungsbaugesetz von 1950 gab sich die Bun­
desregierung die gesetzliche Grundlage, die Woh­
nungswirtschaft nachhaltig zu beeinflussen. Das 
Gesetz unterscheidet zwischen öffentlich gefördertem, 
steuerbegünstigtem und frei finanziertem Wohnungs­
bau und nennt als Förderungsmaßnahmen den Einsatz 
öffentlicher Mittel, Steuervergünstigungen, Übernahme 
von Bürgschaften sowie Bereitstellung von Bauland 
durch Bund, Länder und Gemeinden. Das I. Woh­
nungsbaugesetz hat nur noch für Wohnungen Gültig­
keit, die bis 1956 fertiggestellt wurden. 

1956 trat das II . Wohnungsbaugesetz (II. WoBauG} in 
Kraft, das - zwischenzeitlich mehrmals novelliert -
bis heute gilt. Die Dreiteilung des Wohnungsbaus und 
die wesentlichen Förderungsmaßnahmen des I. Woh­
nungsbaugesetzes wurden übernommen, daneben 
aber weitere Ziele und Kriterien der Förderung gesetzt. 
So sollen bestimmte Sozialgruppen wie Familien mit 
geringem Einkommen, kinderreiche Familien und 
Schwerkriegsbeschädigte bevorzugt gefördert sowie 
die Eigentumsbildung durch Förderung des Eigenheim­
baus breiten Schichten der Bevölkerung ermöglicht 
werden und städtebauliche Kriterien Berücksichtigung 
finden . Die hierfür vorgesehene Subventionierung er­
folgt über den sogenannten ersten Förderungsweg, wo­
runter der traditionelle öffentlich geförderte soziale 
Wohnungsbau zu verstehen ist. Mit Hilfe von günsti­
gen öffentlichen Baudarlehen, Familienzusatzdarlehen 
und Aufwendungshilfen wird im ersten Förderungsweg 
der Wohnungsbau für den nach§ 25 II. WoBauG be­
günstigten Personenkreis gefördert. Danach sind 
grundsätzlich nur solche Haushalte förderungsberech­
tigt, deren jährliches Gesamtemkommen im Jahr der 

Antragstellung z. Zt. folgende Einkommensgrenzen 
nicht überschreiten: 

Haushalte mit 1 Person 
Haushalte mit 2 Personen 
Haushalte mit 3 Personen 
Haushalte mit 4 Personen 

21 600 DM 
31 800 DM 
39 800 DM 
47 800 DM 

Die Einkommensgrenzen können aufgrund der indivi­
duellen Situation des Antragstellers variieren. 

Seit 1965 werden im sogenannten zweiten Förderungs­
weg (§ 88 II. WoBauG) im Rahmen des steuerbegün­
stigten Wohnungsbaus und damit außerhalb des 
öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbaus zusätz­
lich Wohnungen mit befristeten Aufwendungsdarlehen 
subventioniert, die dazu dienen, die laufenden Bela­
stungen des Bauherren zu reduzieren. Zielgruppen die­
ser Förderungsart sind Personen, die gemäß§ 88 a II. 
WoBauG durch den Bezug der Wohnung eine öffent­
lich geförderte Wohnung freimachen oder deren Jah­
reseinkommen dre in § 25 II. WoBauG bestimmte 
Einkommensgrenze um nicht mehr als 40 % übersteigt. 
Im Einzelfall ist die Finanzierungshilfe über den zwei­
ten Förderungsweg geringer als die über den ersten 
Förderungsweg. Um die quantitativen Auswirkungen 
der zweigeteilten Wohnungsbauförderung darzustellen, 
ist in § 32 II. WoBauG die Bewilligungsstatistik ange­
ordnet, die als Jahresergebnis wohnungsbaupol itisch 
relevante Merkmale aufbereitet und hier Gegenstand 
der Ausführungen ist. Daten über den traditionellen öf­
fentlich geförderten sozialen Wohnungsbau liegen seit 
1953 vor. 1968 wurde auch der zweite Förderungsweg 
in die amtliche Statrstik einbezogen. 

Geförderte Wohnungen 

1986 wurden in Schleswig-Holstein im Rahmen des so­
zialen Wohnungsbaus Mittel für 3 746 Wohnungen be­
willigt, das sind 22 % Wohnungen mehr als 1985 und 
10 % mehr als 1984. Bei anhaltendem Rückgang der 
Baunachfrage im gesamten Wohnbau ein bemerkens­
wertes Ergebnis. Offensichtlich haben neben den öf­
fentlichen Förderungsprogrammen niedrige Kapital­
marktzinsen und relativ stabile Baulandpreise sowie 
Baukosten die Nachfrage nach Sozialwohnungen po­
sitiv beeinflußt, und zwar so nachhaltig, daß die für 1986 
vorgesehenen Förderungsmittel nicht ausreichten und 
durch Vorgriff auf die Mittel des Jahres 1987 ergänzt 
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werden mußten. Anders dagegen die Entwicklung im 
Bundesgebiet, für das 1986 mit rund 52 000 geförder­
ten Wohnungen das weitaus niedrigste Ergebnis seit 
Bestehen der Bundesrepublik gemeldet wurde. Das 
sind 24 % weniger Wohnungen als im Jahr davor. 

ln Schleswig-Holstein konntetrotz der zuletzt beobach­
teten steigenden Tendenz das Durchschnittsniveau der 
ersten Hälfte dieses Jahrzehnts von gut 4 000 geför­
derten Wohnungen nicht ganz erreicht werden. Beein­
flußt wurde das Bewilligungsvolumen durch die von 
Bund und Ländern Ende 1982 beschlossenen Sonder­
programme zur Belebung des sozialen Wohnungsbaus. 
die in Schleswig-Holstein 1983 mit 4 849 geförderten 
Wohnungen zum höchsten Ergebnis der 80er Jahre 
führten. Nach Auslaufen der Sonderprogramme und in­
folge der selbstauferlegten Zurückhaltung des Bundes 
bei der Förderung des Wohnungsbaus ging die Zahl 
der Bewilligungen 1984 gegenüber dem Vorjahr um 
31 % und 1985 noch einmal um 8 % zurück. Im lang­
fristigen Trend hat sich die Nachfrage nach Sozialwoh­
nungen der rückläufigen Entwicklung im Wohnungsbau 
insgesamt angepaßt. Das Bewilligungsvolumen lag im 
Durchschnitt der 70er Jahre bei gut 6 100 Wohnungen. 
Das sind zwar deutlich mehr als im Mittel der letzten 
sieben Jahre (3 800 Wohnungen). das Förderungsvo­
lumen zur Zeit des Wiederaufbaus konnte damit jedoch 
nicht annähernd erreicht werden. Von 1953 bis 1959 
bewilligten die zuständigen Stellen in Schleswig­
Holstein durchschnittlich 14 100 Wohnungen, die mei­
sten 1953 mit 18 000 Wohnungen. Im Durchschnitt der 
Jahre 1960 bis 1969 wurden immerhin noch gut 11 700 
Wohnungen öffentlich gefördert. Mit wiederum 18 000 
Wohnungen fiel 1962 das größte Forderungsvolumen 
an. 

Die Förderungsstruktur 

Der Anstieg der Bewilligungen ist durch die verstärkte 
Subventionierung im ersten Förderungsweg begründet. 
Gegenüber 1985 stiegen die im traditionellen sozialen 
Wohnungsbau geförderten Wohnungen um 58 % auf 
3 067 Einheiten. Gleichzeitig gingen die im zweiten För­
derungsweg bewilligten Wohnungen um 39% auf 679 
Einheiten zurück. Das führte zu einem Anteil der im 
ersten Förderungsweg genehmigten Wohnungen von 
82% und damit zum höchsten Anteilswert nach 1971 
(84 %), 1969 (85 %} und 1968 (85 %). ln anderen Jah­
ren dominierte, wenn auch nicht in gleichem Maße, der 
zweite Förderungsweg So bewilligte man 1975 57% 
der 5 497 Wohnungen für die etwas einkommenstär­
keren Antragsteller. 1978 waren das sogar 66% aller 
Förderungsfälle. ln den Jahren 1979 (56 %), 1980 

(53 %) und 1983 (54 %) überwog ebenfalls der Anteil 
der im zweiten Förderungsweg subventionierten Woh­
nungen. ln den übrigen Jahren aber waren die meisten 
Förderungsfälle solche des ersten Förderungsweges. 

Primäre Zielsetzung der staatlichen Wohnungspolitik 
früherer Jahre war die Förderung des Mietwohnbaus. 
die überwiegend im ersten Förderungsweg erfolgte, 
während der zweite Förderungsweg vorrangig auf die 
Eigentumsbildung in Form von Eigentümerwohnungen 
abstellte. Unter Eigentümerwohnungen sind die eigen­
genutzten Wohnungen in Ein-, Zwei- und Mehrfamilien­
häusern sowie die Eigentumswohnungen zu verstehen. 
Die Zielsetzung des traditionellen öffentlich geförder­
ten sozialen Wohnungsbaus hat sich im laufe der 
Jahre dergestalt geändert, daß auch mit ihm verstärkt 
die Eigentumsbildung gefördert wird. 1968 teilten sich 
die 7 486 Bewilligungen zu 65 % auf Mietwohnungen 
und zu 35 % auf Eigentümerwohnungen auf. Die 6 358 
im ersten Förderungswege bewilligten Wohnungen wur­
den zu 70 % als Mietobjekte geplant, wogegen im zwei­
ten Förderungsweg die Eigentümerwohnungen mit 
einem Anteil von 68 % deutlich überwogen. 

Zehn Jahre später hatte sich die Förderungsstruktur 
kräftig zugunsten des Wohnungseigentums verscho­
ben, und zwar als Folge der oben erwähnten veränder­
ten Zielsetzung des ersten Förderungsweges. Von allen 
6 172 im Jahre 1978 bewilligten Wohnungen waren 
62% Eigentümer- und 38% Mietwohnungen. Der An­
teil der Eigentümerwohnungen am ersten Förderungs­
weg war auf 48 % gestiegen gegenüber 30 % im Jahre 
1968. Dagegen blieb die Förderungsstruktur im Rah­
men des steuerbegünstigten Wohnungsbaus insofern 
unverändert, als stets deutlich mehr Eigentümer- als 
Mietwohnungen gefördert wurden. 1978 war der Anteil 
subventionierter Eigentümerwohnungen im zweiten 
Förderungsweg mit 68 %so hoch wie zehn Jahre davor. 

Die verstärkte Tendenz zur Eigentumsförderung im er­
sten wie im zweiten Förderungsweg zeigen auch die 
Ergebnisse der letzten Jahre. 1986 wurden von allen 
3 746 geförderten Wohnungen 92 % als Eigentümer­
wohnungen bewilligt. Dies sind 12 Prozentpunkte mehr 
als 1985. Nach den Kriterien des ersten Förderungs­
weges bewilligte man zu 91 % Eigentümerwohnungen 
und zu nur noch 9 % Mietwohnungen. Die Mittel im 
zweiten Förderungsweg dienten 1986 ausschließlich 
der Eigentumsbildung. Von den 3 460 Eigentümerwoh­
nungen war der weitaus geringere Teil, nämlich knapp 
1 %, als Eigentumswohnungen geplant. ln den voran­
gegangenen Jahren lag dieser Anteil mit Werten um 
3 % etwas höher. 
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Entsprechend der geänderten wohnpolitischen Zielset­
zung wurde in den letzten Jahren überwiegend der Bau 
von Ein- und Zweifamilienhäusern, also von Eigenhei­
men bewilligt. Der Anteil von Wohnungen in Eigenhei­
men an allen geförderten Wohnungen betrug 1986 
92 %, der von Wohnungen in Mehrfamilienhäusern 
also nur noch 8 %. Gegenüber 1985 ist die Quote der 
Eigenheime im soztalen Wohnungsbau um 11 Punkte 
gestiegen Getragen wird die Dominanz der Eigentums­
bildung durch den Wunsch nach dem Einfamilienhaus. 
Im vorliegenden Berichtsjahr wurden von den 3 445 
Wohnungen in Eigenheimen 96 % als Wohngebäude 
mit einer Wohnung gefördert. Zu Zeiten, als die klassi­
schen Sozialmietwohnungen im Mittelpunkt der Förde­
rung standen, bewilligte man vor allem Mehrfamilien­
häuser. 1968 belief sich der Anteil der geförderten Woh­
nungen in Wohngebäuden mit drei und mehr Wohnun­
gen auf 63 %. 

Die Bauherrenstruktur 

Die Förderung des Wohnungsbaus kann direkt bei der 
Familie als Nachfrager nach Bauleistungen ansetzen. 
Neben diesen privaten Bauherren engagieren sich auf 
dem Wohnungsmarkt vor allem Unternehmen als Bau­
herren, die außer auf dem freien auch im sozialen Woh­
nungsbau tätig werden, und zwar dergestalt, daß sie 
mit Hilfe der öffentlichen Mittel Wohnungen "auf Lager" 
bauen, um sie dann an den vom Gesetzgeber definier­
ten Personenkreis zu vermieten oder zu verkaufen Die 
öffentliche Förderung soll sich - indirekt - in Form 
günstiger Mteten und Belastungen niederschlagen. 
Wichtigste Bauherrengruppe der Unternehmen sind die 
gemeinnützigen Wohnungs- und ländlichen Siedlungs­
unternehmen. Neben ihnen spielen die anderen 
Wohnungs- und Nichtwohnungsunternehmen sowie die 
öffentlichen Bauherren und Organisationen ohne Er­
werbscharakter eine nur untergeordnete Rolle im so­
zialen Wohnungsbau. 

Die Grundidee der gemeinnützigen Wohnungswirt­
schaft, Wohnungen für den .kleinen Mann" zu kosten­
deckenden Mieten bereitzustellen und Vermögen für 
gemeinnützige Zwecke zu binden, eilte der gesetzli­
chen Förderung des sozialen Wohnungsbaus weit vor­
aus. Schon 1848 wurde in Berlin das erste gemein­
nützige Wohnungsunternehmen gegründet. Vor allem 
in der Rechtsform der Genossenschaft erlebte die ge­
meinnützige Wohnungswirtschaft nach der Verabschie­
dung des Genossenschaftsgesetzes 1889 einen 
spürbaren Aufschwung. Besonders aber stieg die Zahl 
der gemeinnützigen Wohnungsunternehmen in Zeiten 

extremer Wohnungsnot, so zuletzt nach dem 2. Welt­
krieg, und sie behielten ihre überragende Bedeutung 
im sozialen Wohnungsbau, solange dort der Bedarf an 
Wohnungen überwtegend durch Mietwohnungen im 
Mehrfamilienhäusern und nicht durch Eigenheime ge­
deckt wurde. 

Daten über die Bauherrenstruktur liegen in den frühen 
Jahren der Bewilligungsstatistik nur für den voll geför­
derten reinen Wohnbau vor. Hierbei handelt es sich um 
Wohnbauten, die ausschließlich geförderte Wohnungen 
enthalten. Seit den 70er Jahren ist eine Unterscheidung 
nach den verschiedenen Bauherren für alle geförder­
ten Wohnungen möglich. 

1954 wurden von den rund 11 000 Wohnungen im voll 
geförderten reinen Wohnbau 57 % von gemeinnützi­
gen Wohnungsunternehmen zum Bau übernommen, 
während 41 % der Bewilligungen an private Haushalte 
erteilt wurden. Auch in den folgenden Jahren blieben 
die gemeinnützigen Wohnungs- und ländlichen Sied­
lungsunternehmen die mit Abstand bedeutendste Bau­
herrengruppe. Ihr Anteil betrug 1960 58%, 1965 54% 
und 1972 62 %. Noch 1973 traten als Bauherren der 
7 126 bewilligten Wohnungen zu 58% der Fälle ge­
metnnützige Wohnungsunternehmen auf. Bei den im 
ersten Förderungsweg geförderten Wohnungen belief 
sich dieser Anteil sogar auf 65 % gegenüber nur 
41 %der im zweiten Förderungsweg subventionierten 
Wohnungen, was durch den hohen Anteil bewilligter Ei­
gentümerwohnungen erklärt werden kann. 

Als Folge des Trends zur Eigentumsbildung auch im 
ersten Förderungsweg änderte sich die Struktur der 
Bauherren. Als erstmals 1974 und in den folgenden Jah­
ren verstärkt mehr Eigentümerwohnungen als Mietwoh­
nungen bewilligt wurden, ging der Anteil gemein­
nütziger Wohnungsunternehmen unter den Bauherren 
immer mehr zurück, gleichzeitig stieg der Anteil priva­
ter Bauherren deutlich an. Die 8 972 im Jahre 1974 ge­
förderten Wohnungen wurden zu 53 % von gemein­
nützigen Wohnungs- und ländlichen Siedlungsunter­
nehmen gebaut. Dieser Anteil betrug 1975 31 % und 
1980 nur noch 22 %. ln den gleichen Jahren erhöhte 
sich der Anteil privater Bauherren von 34 % über 
52 % auf 73 % und erreichte schließlich 1986 mit 
90 % einen Anteilswert, der aufgrund der Tatsache, daß 
von den 3 746 Wohnungen 92 % als Eigentümerwoh­
nungen bewilligt wurden, auch zu erwarten war. Im 
zweiten Förderungsweg, der 1986 ausschließlich das 
Eigentum an Wohnungen förderte, betrug der Anteil pri­
vater Bauherren 96 % und der der gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen 4 %. Diese waren am Förde­
rungsvolumen des ersten Förderungsweges mit 9 % 
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beteiligt. Der Anteil privater Bauherren belief sich hier 
auf 88 %. 

Die Wohnungsgrößen 

Nachdem die gröbste Wohnungsnot nach dem Zwei­
ten Weltkrieg vor allem durch die Förderung von Miet­
wohnungen beseitigt war, begann man auch im 
sozialen Wohnungsbau die Wohnverhältnisse zu ver­
bessern. Der Forderung, im Zuge einer allgemeinen 
Wohlstandssteigerung für breite Bevölkerungsschich­
ten auch angemessenen familiengerechten Wohnraum 
zu schaffen, entsprach man, indem verstärkt Sozial­
wohnungen mit mehr und auch größeren Räumen ge­
plant und gebaut wurden. Zahlen über diese Ent­
wicklung liegen für die im ersten Förderungsweg ge­
förderten Wohnungen vor. Da im zweiten Förderungs­
weg vor allem die Eigentumsbildung für kinderreiche 
Familien im Mittelpunkt steht, kann davon ausgegan­
gen werden, daß der Trend zu größeren Wohneinhei­
ten für das gesamte Förderungsvolumen noch aus­
geprägter ist als die im folgenden beschriebene Ent­
wicklung im ersten Förderungsweg. 

Die Zahl der Räume als Kriterium der Wohnungsgröße 
umfaßt alle Zimmer mit mindestens 6 qm und KOchen. 
Eine Vierraumwohnung hat demzufolge drei Zimmer 
über 6 qm und eine Küche. Diese Wohngröße hatte 
1986 mit einem Anteilswert von 7 % eine ebenso ge­
ringe Bedeutung wie die Dreiraumwohnung (5 %) und 
die sogenannte Kleinstwohnung (2 %), die ein oder 
zwei Räume aufweist. Entsprechend der gezielten För­
derung von Eigenheimen für kinderreiche Familien ver­
hält sich heute der Anteil großer Wohnungen: 86 % der 
1986 im ersten Förderungsweg bewilligten Wohnungen 
waren mit 5 und mehr Räumen geplant, darunter 
35% mit 6 und mehr Räumen. Auch 1985 (77 %) und 
1984 (71 %) waren Wohnungen mit mindestens 5 Räu­
men die weitaus gefragtaste Kategorie. 

Das war nicht immer so. 1955 betrug der Anteil großer 
Wohnungen 15 %, darunter hatte nur jede fünfte 6 und 
mehr Räume. Die Vier- und die Dreiraumwohnung wa­
ren mit Anteilen von 38 % und 35 % etwa gleich stark 
ins Förderungsprogramm aufgenommen worden. Die 
Vierraumwohnung blieb bis Anfang der 70er Jahre be­
vorzugte Wohnungsgröße, doch zeichnete sich damals 
schon das Vordringen größerer Wohnungen ab. Gleich­
zeitig ging die Zahl der Dreiraumwohnungen zurück, 
die im allgemeinen kinderlosen Ehepaaren ausrei­
chend Wohnraum bieten. Die in erster Linie für allein­
stehende Personen konzipierte Kleinstwohnung hatte 
lange Zeit einen relativ konstanten Anteil. 1955 betrug 

er 12 %, das war etwa auch der Anteilswert für 1968 
(11 %). Im Jahre 1968 lagen die Quoten für Dreiraurn­
wohnungen bei 17 %, für Vierraumwohnungen bei 
37 %, für Fünfraumwohnungen bei 23 % und schließ­
lich für Wohnungen mit sechs und mehr Räumen bei 
11 %. 

ln den folgenden Jahren verloren die Vierraumwohnun­
gen ihren Vorrang. Gefördert wurden dagegen immer 
mehr große Wohnungen, und auch die Dreiraumwoh­
nungen hatten zwischenzeitlich an Bedeutung zuge­
nommen. Ähnlich verhält es sich mit dem Bedarf an 
Kleinstwohnungen, deren Anteil nach einer rückläufi­
gen Entwicklung wieder anstieg. Der hier skizzierte 
Strukturwandel spiegelt sich in den Zahlen für 1981 wi­
der: 10 % der geförderten Wohnungen waren Kleinst­
wohnungen, 21 % Dreiraumwohnungen, 24 % Vier­
raumwohnungen, 22 % Fünfraumwohnungen und 
24 % Wohnungen mit 6 und mehr Räumen. Abgese­
hen von den Kleinstwohnungen sind die Anteile für die 
verschieden großen Typen relativ gleich hoch, was sich 
in den folgenden Jahren ausschließlich zugunsten der 
großen Wohnungen änderte und mit den eingangs vor­
gestellten Zahlen für 1986 belegt wird. 

Die Verbesserung der Wohnverhältnisse zeigt sich 
auch darin, daß heute großflächiger gebaut wird als frü­
her. Zahlen hierüber liegen für Schleswig-Holstein seit 
1968 vor. Die durchschnittliche Wohnfläche der im er­
sten Förderungsweg geförderten Wohnungen betrug 
1986 98 qm und damit 28 qm mehr als 1968. Für die 
einzelnen Wohnungsgrößen fiel der Flächenzuwachs 
unterschiedlich aus. Die durchschnittliche Wohnfläche 
der Wohnungen mit sechs und mehr Räumen betrug 
1986 109 qm, das sind 6 qm mehr als 1968. Für die 
Fünfraumwohnung, die 1986 mit einem Anteilwert von 
51 % die typische Wohngröße war, errechnete sich eine 
Durchschnittsfläche von 100 qm, die damit um 17 qm 
über dem Ergebnis von vor 18 Jahren lag. Im gleichen 
Zeitraum stieg die mittlere Wohnfläche für Vierraurn­
wohnungen von 69 qm auf 89 qm. Zurückgegangen ist 
dagegen die Wohnungsgröße für Dreiraumwohnungen, 
nämlich von 54 qm auf 50 qm, und für Kleinstwohnun­
gen, deren Durchschnittsfläche mit 32 qm um 6 qm un­
ter dem Wert von 1968 liegt. Nach den gesetzlichen 
Bestimmungen soll in der Regel die Wohnfläche einer 
Wohnung 50 qm nicht unterschreiten, und für Wohnun­
gen für Alleinstehende wird von einer unteren Wohn­
flächengrenze von 40 qm ausgegangen. Bei der relativ 
geringen Zahl kleiner Wohnungen fällt der Rückgang 
ihrer Durchschnittsfläche allerdings kaum ins Gewicht. 
Die deutliche Verbesserung der räumlichen Ausstat­
tung bewirkt dabei eindeutig der Eigenheimbau. Die 
durchschnittliche Wohnfläche der Ein- und Zweifami-
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Iienhäuser betrug 1986 103 qm, 18 qm mehr als 1968. 
Die Wohnungsgröße im Mehrfamilienhaus ging dage­
gen im gleichen Zeitraum leicht zurück, nämlich von 
63 qm auf 61 qm. 

Die Finanzierung 

Für 3 746 bewilligte Wohnungen wurden 1986 Finan­
zierungsmittel in Höhe von 995 Mill. DM veranschlagt, 
23 % mehr als im Vorjahr. Die Gesamtkosten sind da­
mit etwas stärker angestiegen als die Zahl der bewil­
ligten Wohnungen. Dies soll hier nicht weiter bewertet 
werden, da das Finanzierungsvolumen nicht nur durch 
die Entwicklung der verschiedenen Kostenarten wie z. 
B. Grundstücks- und Erschließungskosten sowie vor al­
lem der Kosten des Bauwerks selbst und der Baune­
benkosten, sondern auch durch die Zusammensetzung 
der bewilligten Gebäudearten beeinflußt wird . Da 1986 
der Anteil der Eigenheime besonders hoch war und im 
Durchschnitt das Eigenheim mehr kostet als die Woh­
nung im Mehrfamilienhaus, müßte bei unveränderten 
Vergleichsdaten das Finanzierungsvolumen 1986 
schon deshalb über dem von 1985 liegen. Daher kann 
auch die Aussage, daß 1986 die veranschlagten Ge­
samtkosten je Sozialwohnung knapp 271 000 DM be­
tragen und damit 4 % über dem Vergleichswert des 
Vorjahres lagen, nur als grobes Eckdatum verstanden 
werden. Wegen der vielschichtigen Gründe für die 
Höhe des Finanzierungsvolumens wird hierzu auf die 
Kommentierung weiter zurückliegender Daten verzich­
tet. 

Die Finanzierungsmittel in Höhe von 995 Mill. DM 
stammten zu 22 % aus Mitteln der öffentlichen Haus­
halte. Gegenüber dem Vorjahr sind diese damit um 4 
Prozentpunkte gestiegen. Der Anteil der über dem Ka­
pitalmarkt beschafften Mittel betrug 1986 rd. 553 Mill. 
DM oder 56%, das ist 1 Prozentpunkt weniger als 1985. 
Im Anteil zurückgegangen sind auch die Eigenleistun­
gen der Bauherren, nämlich um 3 Punkte auf 20 % . 
Die restlichen 2 % kamen aus sonstigen Mitteln wie 
Arbeitgeberdarlehen und Zuschüssen. 

Die 1986 eindeutig verstärkte Subventionierung im er­
sten Förderungswege spiegelt sich auch in der Auftei­
lung der Finanzierungsmittel wider. Gut 800 Mill. DM 
waren für Bewilligungen im ersten Förderungsweg ver­
anschlagt. Das sind 60 % mehr als im Vorjahr und 
80 % der Gesamtkosten. 1985 hatte der Anteil der im 
ersten Förderungsweg geplanten Finanzierungsmittel 
62% betragen. Die veränderte Mittelverwendung führte 
zu keiner nennenswerten Strukturverschiebung hin­
sichtlich der Finanzierungsquellen. Weiterhin wurde 

der weitaus größte Teil der Mittel über den Kapitalmarkt 
beschafft, mit 51 %etwas mehr als 1985 (49 %). Der 
Eigenkapitalanteil der Bauherren ging um einen Punkt 
auf 20 % zurück, während die Mittel der öffentlichen 
Haushalte unverändert 27 % ausmachten. 

Stärker als noch im ersten Förderungsweg wurden die 
Finanzierungsmittel für den zweiten Förderungsweg auf 
dem Kapitalmarkt beschafft. Von den über 194 Mill. DM 
-das sind 37% weniger als 1985- waren 75 % Ka­
pitalmarktmittel, im Vorjahr hatte sich dieser Anteil auf 
72 % belaufen. Dafür ging der Anteil der Eigenleistun­
gen um 3 Punkte auf 22 % zurück. Mittel der öffentli­
chen Haushalte spielen im zweiten Förderungsweg nur 
eine untergeordnete Rolle. Ihr Anteil blieb mit 2 % ge­
genüber dem Vorjahr unverändert. 

Die Struktur der Kapitalmarktmittel blieb gegenüber 
1985 fast unverändert. Von den insgesamt bereitgestell­
ten 553 Mill. DM machten 1986 die Hypothekarkredite 
von Pfandbriefinstituten 80 % aus. Gegenüber dem 
Vorjahr (78 %) ist damit die Bedeutung dieser Institute 
als Finanzierungsquelle noch größer geworden. Dar­
lehen von Bausparkassen wurden zu 7 % in die Finan­
zierung durch Kapitalmarktmittel embezogen, das 
entspricht dem Anteil von 1985. Mit 5 % unverändert 
ist die Quote der Kredite, die die Sparkassen den Bau­
herren zur Verfügung stellten. Der Anteil der von Privat­
und Sozialversicherungsträgern geliehenen Mittel ging 
von 5 % auf 3 % zurück. 

Von den Finanzierungsmitteln in Höhe von 995 Mill. DM 
stammten 233 Mill. DM (23 %) aus Förderungsmitteln. 
Gegenüber 1985 1st das Förderungsvolumen um 51 % 
gestiegen. Zu den Förderungsmitteln gehören die Be­
träge der Bundes- und Landeshaushalte in Höhe von 
219 Mill. DM, die als öffentliche Baudarlehen und zu 
98 % im ersten Förderungsweg gewährt wurden. An­
zumerken ist an dieser Stelle, daß zu diesen öffentli­
chen Förderungsmitteln auch solche Mittel gehören, 
die, ohne über öffentliche Haushalte zu laufen, von der 
Wohnungsbaukreditanstalt Schleswig-Holstein (WKA) 
auf dem Kapitalmarkt beschafft und als öffentliche 
Baudarlehen eingesetzt werden. Die WKA ist in 
Schleswig-Holstein das mit der Abwicklung des sozia­
len Wohnungsbaus per Gesetz beauftragte Spezialin­
stitut 

Neben den öffentlichen Baudarlehen gewährt der Staat 
den Bauherren unter bestimmten Voraussetzungen ob­
jektbezogene Beihilfen. Hierbei handelt es sich um Mit­
tel zur Deckung laufender Aufwendungen einschließlich 
der für die Finanzierung zu entrichtenden Zinsen und 
Tilgungen. Die objektbezogenen Beihilfen werden als 
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befristete Aufwendungsdarlehen, Aufwendungszu­
schüsse, Annuitätshilfen und Zinszuschüsse gezahlt. 
1986 erhielten die Bauherren objektbezogene Beihil­
fen in Höhe von 14 Mill. DM, 14% mehr als 1985. Fast 
der gesamte Betrag wurde in Form von Aufwendungs­
darlehen gezahlt. Lediglich 101 000 DM erhielten die 
Bauherren als Zinszuschüsse. Die objektbezogenen 
Hilfen, die 1986 im übrigen zu drei Viertel im ersten För­
derungsweg gewährt wurden, sind allerdings nicht voll-

Kurzberichte 

Studien- und Berufswünsche 1987 

Das Interesse an einem Studium hat 1987 gegenüber 
1986 wieder zugenommen, nachdem in den letzten 
Jahren grundsätzlich ein Rückgang der Studiennei­
gung zu verzeichnen war. Im Frühjahr 1987 wurden in 
Schleswig-Holstein 10 042 angehende Abiturienten und 
Schüler mit angestrebter Fachhochschulreife nach ih-
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ständig erfaßt. Das liegt einmal daran, daß aus erhe­
bungstechnischen Gründen nur die erste Jahresrate 
der Beihilfe erfaßt werden kann, zum anderen daran, 
daß nur die von Bund und Ländern gewährten Beihil­
fen nachgewiesen werden. 

Friedrich-Karl Warmeck 

Weitere Angaben im Stat. Bericht F II 5 - j/86. 

ren Studien- und Berufswünschen befragt. Von ihnen 
äußerten 6 198 (62 %) die Absicht zu studieren, 1 743 
(17 %) wollten nicht studieren und 2 101 (21 %) waren 
noch unentschieden. Die Zahl der studienwilligen Schü­
ler hat den höchsten absoluten Wert seit Beginn der 
Erhebung im Jahre 1972 erreicht. 

Das Interesse an einem Studium liegt in Schleswig­
Holstein erstmals über dem Bundesdurchschnitt Von 
den 262 256 befragten Schülern des Bundesgebietes 
wollten 161 090 {61 %) studieren, von 136 696 liegen 
Angaben über den gewünschten Studienort vor. Von 
diesen wollten 3 010 eine Hochschule in Schleswig­
Holstein besuchen, und zwar 1 7'Zl eine der drei Uni­
versitäten des Landes, 109 eine pädagogische Hoch­
schule und 1 174 eine Fachhochschule. 29 % aller 
Schüler, die in Schleswig-Holstein studieren wollten, äu­
ßerten die Absicht, ihr Studium erst im Anschluß an 
eine anderweitige Ausbildung zu beginnen. 

Von 5 120 studienwilligen schleswig-holsteinischen 
Schülern liegen Angaben über den gewünschten Stu­
dienort vor. 2 069 (40 %) wollten im etgenen Bundes­
land studieren, 1 423 (28 %) im Nachbarland Harnburg 
und 394 (8 %) in Niedersachsen. Dieses zeigt, daß Stu­
dienorte in der näheren Umgebung bevorzugt werden, 
wobei Landesgrenzen kaum eine Rolle spielen. Ande­
rerseits gaben immerhin 346 (7 %) schleswig-holstei­
nische Schüler an, in Bayern studieren zu wollen, 
299 {6 %) bevorzugten einen Studienort in Baden­
Württemberg. Insgesamt scheinen die schleswig­
holsteinischen Schüler etwas mobiler geworden zu 
sein; vor zehn Jahren wollten nur 3 % von ihnen in Bay­
ern und 4 % in Baden-Württemberg studieren. 

-204 -
Slat Monalsh. S-H 10/ 1987 



Studienwillige Schuier 
nach der Fächergruppe des gewünschten Studienbereichs 1987 

AnteU der Schuler 
in~ 

100 

80 

80 

70 

80 

50 

20 

10 

3 790 mannliehe SchGier 

D 5628 Sial LA S H 

TheoiOgte 

Phllosophll/ 
Ge•steawiUensthatlen 

Rachtsw•ss .. nschalten 

Kunst 

ohne Angabe 

2 408 we•bhche Schuler 

(19 %) bevorzugten die Fächergruppe Mathematik/ Na­
turwissenschaften, 658 (12 %) die Fächergruppe Phi­
losophie/Geisteswissenschaften. Die übrigen Fächer­
gruppen wurden jeweils von weniger als 10 % der 
Schüler gewählt. Bei den weiblichen Schülern liegt die 
Fächergruppe Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 
mit 444 (21 %) Interessenten an der Spitze, gefolgt von 
Philosophie/Geisteswissenschaften mit 421 (20 %), 
Mathematik/Naturwissenschaften mit 337 (16 %) und 
Kunst mit 318 (15 %). 

Das Interesse an einem Lehramtsstudium hat gegen­
über dem Vorjahr zugenommen, nachdem in den letz­
ten Jahren eine stark rückläufige Entwicklung zu 
beobachten war. 5 % der studienwilligen Schüler woll­
ten ein Lehramt anstreben, be1 den weiblichen Schü­
lern betrug dieser Anteil 8 % . 1986 lagen die ent­
sprechenden Anteile bei 4% und 6%. 1972 wurde der 
Lehrerberuf dagegen von 38 % aller Schüler und 
55 % der weiblichen Schüler angestrebt. 

Von 1 509 nichtstudienwilligen Schülern liegen Anga­
ben über den gewünschten Beruf vor. 692 (46 %) In­
teressierten sich für einen kaufmännischen Beruf, 
darunter 241 für den Beruf des Bankkaufmanns 363 
(24 %) wollten in den öffentlichen Dienst. 159 Schüler 
- darunter 158 weibliche - strebten einen nichtaka­
demischen Beruf im Gesundheitswesen an, 90 einen 
handwerklichen Beruf und 53 -darunter 52 weibliche 

5 017 studienwillige schleswig-holsteinische Schüler - einen Beruf als Bürofachkraft 
machten Angaben über den gewünschten Studienbe-
reich . Von ihnen wollten 1 310 (23 %) ein Studium der lngo Petersen 
Ingenieurwissenschaften beginnen, 1 168 {21 %) eines 
der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften. 1 064 We1tere Angaben 1m Stat Ber1cht B 1 3 - j/87. 

Erläuterungen 

Die Quelle 1st nur bei Zahlen vermerkt, die nicht aus dem 
Statistischen Landesamt stammen. 

Der Ausdruck . Kreise• steht vereinfachend fQr .Kreise und 
kreisfreie Städte". 

Differenzen zwischen Gesamtzahl und Summe der Teilzahlen 
entstehen durch unabhängige Rundung; allen Rechnungen 
liegen die ungerundeten Zahlen zugrunde. 

Bei Größenklassen bedeutet zum Beispiel .1·5": .1 bis unter 5". 
Zahlen 1n ( ) haben eingeschränkte Aussagefähigkeit 

p • vorläufige Zahl 
r = berichtigte Zahl 
s = geschätzte Zahl 
0 '"' Durchschnitt 

Zeichen anstelle von Zahlen in Tabellen bedeuten: 
0 - weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten 

Stelle, jedoch mehr als nichts 
• - nichts vorhanden 
· .. Zahlenwert unbekannt oder geheimzuhalten 
I • Zahlenwert nicht sicher genug 
X - Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll 
· - Angabe fällt später an 
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1. Bestand an Gebäuden oller Art 
Urmaterial für diese umfassende Oebäudestat1st1k, die in dieser Form später nicht wieder erstellt worden 1st, waren die rur 
dte Gebäudesteuerrevisionen angefertigten Gebäudebeschreibungen der Steuerverwalt~. Zu beachten 1st bei Vergleichen der 
beiden Jahre folgender methodischer Unterschied: 1878 wurden Gebäude unter einem Dach mlt durangehender Giebelwand getrennt 
ßßZählt, 189} dagegen als ein Oebä~de. Gebtet: Provinz Schleswig-Holstein (Gebietsstand 1878 bis 1920) ohne Helgoland. 

a) nach Eigentum und Bestimmung 

davon im Besitz Gebäude Wohngebäude~) Gewerbliche Gebäude4) 
Gebäude der von zu Alle 

und l:lffent- wirtschaftlichen l:lffent- darunter ntl.t darunter mit sonstigen 
Jahr Baul1ch- liehen Genossenschaften llohen 1 

!und !ehr 
1 I u.!..hr 

Gebäude und 
ketten Hand und Zwecken zusanunen zusammen Baulichkeiten 

insgesamt 1) Privatpersonen 2) Stockwerk(en) Stockwerk(en) 5) 

1878 300 573 14 825 285 748 6 812 153 493 135 01~1 1 069
8 20 4ll 16 8~1 178 123 141 

1893 326 454 17 408 309 046 e 417 162 888 136 }86 I 978 24 513 18 936 )06 135 259 

I) einschl. Stiftungen 2) ohne Diensthäuser für Geistliche und Schullehrer 3) einseht. Diensthäuser für Geistliche 
und Schullehrer 4) Hier sind die bereits bei den "Wohngebäuden" sezählten "Wohngebäude mit gewerblichen Gebäuden" 
wiederum mitgezählt (1878: 3 284 Gebäude; 1893: 4 623 Gebäude) 5) Scheunen, Ställe und andere ~irtsohaftsgebäude, Garten-
häuser u. dgl. a) darunter 29 Gebäude mit 5 und mehr Stockwerken 

b) nach der Bauart 
1878 189.3 

Bauart, Bedachung Städte Provinz Städte Provinz 
und Laodge- Guts- Schleswig- und Landge- Guts- Schleswig-

Flecken meinden bedrke Holstein Flecken meinden bez1rke Holstein 
zusammen zusammen 1) 

Oebäude mit massiven Umfassungs-
wänden (Feldstein, Ziegel, Kalk-
stein, Zement, EisP.n) 42 490 123 890 9 177 17!) 557 58 562 148 470 11 565 218 597 

darunter mit Hartdach 2) 36 410 32 041 3 796 72 247 40 055 43 853 4 548 88456 
Weichdach 3) 968 8.} 725 4 414 89 107 l 653 78 14-2 ll 989 84 784 

Gebäude mit Umfassungswänden von 
Fachwerk oder Riegelwänden (mit 
Ziegel-, Lehm-, Kalk- usw. FUllung) 16 088 74 443 16 096 106 627 11 599 58 560 1} 598 83 754 

darunter mit Hartdach 2) 14 160 13 722 2 825 .30 707 9 198 11 536 2 720 23 45 
Weichdach }) 567 57 508 12 768 70 84.} 370 39 706 9 834 49 910 

Gebäude mit UmfassungswMnden aus Holz 
(in Blöcken, Stöcken, Reisig usw.) 3 771 9 770 1 100 14 641 6 224 14 837 956 22 017 

darunter mit Hartdach 2) 1 774 I 137 204 3 l15 1 393 1 427 1.}1 2 951 
Weichdach 3) 272 6 901 711 7 884 187 7 494 )82 e 063 

Gebäude mit sonstigen Umfassungswänden 57 2 844 821 } 722 184 1 461 4)8 2 083 
darunter mit Hartdach 2) 28 420 122 570 28 221 69 )18 

Weichdach )) 9 2 254 674 2 937 7 I 002 }47 l 356 
Alle Ubr1gen Baulichkeiten 16 9 1 26 - - - -
Gebäude u. Baulichkeiten insgesamt 62 422 210 956 27 195 )00 573 76 569 223 328 26 557 }26 454 

darunter 4) mit Bedachung von 
16 206 1)6 444 Macall 87 121 224 102 

Ziegeln 48 731 43 961 6 440 99 1)2 43 410 49 450 6 8)3 99 693 
Schiefer 3 554 3 2)8 491 7 283 7 162 7 )81 499 15 042 

Hartdach zusammen 52 372 47 }20 6 947 106 6}9 so 644 57 037 7468 115 179 
Holz 286 ) 179 188 3 653 1 0 l 868 124 2 132 
Rohr 243 12 Oll 2 }41 14 595 252 17 414 ' 677 21 34} 
Stroh 1 287 135 198 16 0)8 152 523 1 825 107 062 11 751 120 6)8 

Weichdach zusammen 1 816 150 }88 18 567 170 771 2 217 126 }44 15 552 144 113 
Stein- und Holzpappe 6 335 7 837 1 090 15 262 17 774 31 069 2 688 51 531 
gemischt und sonstiges Mate~tal 1 883 5 402 590 7 875 5 904 e 878 849 15 631 

1) ohne Helgeland 2) aus Metall, Ziegel, Schiefer 3) aus Holz, Rohr, Stroh Ji) ohne "Alle Ubrigen BauliChkeiten" 

QUELLE: Klinlgl. (Preuß.) Statist. 8urwou, Preu&sche Statistik, Hoftl03 IMid 146 II 

2. Bestand an bewohnten Gebäuden und sonstigen Unterkünften 
Bei Doppel; Gruppen- oder Reihenhäusern wurde jedes Bauwerk, das von dem anderen durch eine vom Dach bis zum Keller reichende 
Trennungswand geschieden war, als selbständiges Oeb~ude gezählt. Die Vergle1cbbarke1t beider Teiltabellen untereinander 1st 
jedoch wegen sonstiger unterschiedlicher Erfassungsmethoden etwas gestört. 

Pro v-in% Bewohnte Wohnhäuser und andere bewohnte Baulichkeiten 
Solüe&w1ß- Zur Wohnung Holste1n, sonstige Baulichkeiten Zur Zeit 

Oehl.et dienende gewöhnlich nicht der Zählung 
oder bestil1llllte 

1e,8 bis 1920 Baulichkeiten Wohnhäuser zu Wohnzwecken feststehende bewegliche zusammen Wlbewohnte -- insgesamt dienende Gebäude {HUtten, {Wagen, Schiffe Wohnhäuser 
Stand 1) Bretterbuden, 

1. Dezember Zelte uaw.) usw .) 

18902) 166 267 161 162 1 033 201 ~~ 163 105 3 162 
1900 180 590 174 876 l 619 83 l"[J_ 262 ' }28 
1910 206 468 199 128 2 241 77 793 2 239 4 229 

1) Schulen, Ställe u. dgl • 2) einschl. Helgeland QUELLE: Koiserl. Statist. Amt. Stat. d. Ot. Relchs,N.F. Bd.68, ISO, 240 

..... Bewohnte Gebäude davon waren Sohl .. w ... Qobt. 
aebhb •ut 1.4.,7 und sonstige 

1) 2) UnterkUnrte 3) Unterkünfte insgesamt Wohngebäude bewohnte Nichtwohngebäude sonstige 
3tand 

30. 9· 1950 284 945 253 )02 10 ~28 20 715 
6. 6. 1961 371 438 345 752 9 21 16 265 

~) auch wenn sie vorUbergehend leer stehen 2) Fabrik- und Verwaltungsgebäude, Hotels mit Wohnung u. dgl. 
_.) Behelfsheime, Baracken, Gartenlauben, Wagen, Schiffe QUELLE: Stallst. Landesamt Schleswlg-Holsteln 
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3. Bestand an Wohnungen 

a) 1930 b1s 1941 (fortgeschnebene Zah len) 
Crundlaae dirnr Statistik bUd~ten die Eraebnisse der Rdchewohnunae­
aahluna 1827 (mletrechtllcher Wohnunasbearilf), eraanzt dur ch Schlt· 
zunaen für dte Gemeinden unter 5 000 Einwohnern, die von dieser Zlh· 
lunr ntcht erlaßt worden waren (anhand der Zahl der Haushalte in der 
Volknlh1ung 1925)und forteuchrieben nach den Ereebnluen der laufenden 
Bautlllgkettutatiatlk. Mit zunehmender Entfernune vom Baelamate· 

rlal wurden d1e Zahlen uneicherer und aind nur a1e annllher nd zulref· 
fende Cr6Genordnunr zu bewerten (elehe Tab. b fllr 1939). Alle früheren 
F.rhebunaen Ober den Wohnungabeatand umfauen nur TeUzahlen, d.h. 
inabeaondere nur die Wohnunraver hlltniue in den Stldten, wo die Woh­
nunaafraae ala wlrlacha!tüchea und aozlalea Problem zuerat aurtrat. 

Alle Wohnungen darunter in Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern 

Stand darunter darunter 
Anrang Wohnungen 

des zusammen naeh dem l. 7.1918 mit 1 ble } Wohn- zusammen nach dem l. 7.1918 mit I bis 3 Wohn-
Jahres erstellt räumen einschl . KUehe erstellt r äumen einsohl.KUohe 

in I 000 % 1n 1 000 ~ in 1 000 ~ 

Provinz Schlaswig-Holateln, Gebiet 1920 bis 19~ 
1930 }96 51 13,0 141 )5,7 193 26 l}, q 
19}1 •o3 59 14, 7 144 35,6 196 29 14,6 
19}2 1109 65 16, 0 157 .}S,lt 199 }2 16,0 
19)} 412a 70 16,9 158 .}8, 11 200 }lf 17 , 0 
19}4 417a 75 18,0 161 .}8 , 5 200 }6 18,1 
1935 426 85 20,0 165 .}8,7 20} lfl 20,0 
19}6 _,5 911 21,7 169 )8 , 8 205 44 21 , 5 
19)7 411} 104 2},q 172 .}8 , 7 209 118 22,9 

Provinz/Land Soh1eaw1g- Holatein , Gebiet seit I. 4. 19}7 
19}7 }91 96 216 
19"a Y-)9 24,0 157 .!l9 . } 220 52 2}, 6 
19}9 408 105 25, 7 161 )9, 4 219 54 24 , 6 
1940 414 112 27,0 16q }9,5 220 56 25,5 
1941 417 115 27 , 6 165 )9,6 

a) Von den rd. 216 000 Wohnungen in Gemeinden Uber 10 000 Ei nwohner n am 16. 6 . 19}} standen 2 6}} leer 
I)JELLE: Stafl• t. Reichsamt: Vj.hefte z. Stat. d. Ot. Reichs 1930 bis 1940 111<1 Stotistlsches Jahrtuch IOr dos Devtsche Reich 1941/42 

b) 1939 (ermittelte Zahl) 

ln I 000 ~ 

58 29,8 
58 29, 8 
72 }6, 1 
72 }6, 0 

n }6, q 
74 }6, 7 
76 }6, 9 
77 }6, 8 

}6,7 81 
80 }6, 7 
81 }6, 6 

Durch nachträgliche Auswertung des Urmaterlals der Volkszählung 19}9 wurde abweichend von den Fortsohre1bUngazahlen der 
Tabelle } a rotgender Bestand am 17. 5. 1939 ermittelt: 

Gebletaatand .Ende 1042 • 435 302 Wohnungen U, darunter ln Gemeinden mit weniger a1a 10 000 Einwohner n • 233 259 Wohnunaen I) 
Gebletaetand 1950 • 435 228 Wohnungen n 

i}lltle selbständigen Wohnungen e1nsch1. der Lauben und Barackenwohnungen. RKume von Untermietern sind nicht ala aelbstKnd1ge 
Wohnungen gezählt 

OJELLE: Statist. Relchsamr, als Manuskript vwvoelfoltigtes M.lleriol. umgonehnet dureil Srohsr. londe"'""t Schleswig-Holstein 

c) 1950 bis 1965 
Ermittelter und rortgeschr1ebener Bestand an Wohnungen!) in Wobn- und N1chtvohngebKud~n 

Provinz/Land Schlesvi g-Holntein, Oebiet seit 1. ~ . 19}7 

Stand2 1 Wohnungen Stand2 1 Wohnungen Stand2 1 

30. 2· I !ISO 454 1998 

}l. 12. 1951 48} 2}1 
}l. 12. 1952 500 556 
}I. 12. 195} 520 224 
}l. 12. 1954 539 0}0 

1) obne bebelramäl1ge Wohngelegenheiten 
a) bewohnte Normalwohnungen 

OUELLE: Starost. LandHOII't Schles .. og-Holotein 

6. 6. 1!!61 

}I. 12. 1955 5611 248 
?S . 2· 1!1S§ 579 170 
}1. 12. 1957 605 914 
} 1. 12 . 1958 62} .}88 
} l. 12 . 1959 647 129 

2) ZKhlungaergebn1ase sind unterstrichen 

d) 1960 61 
Bestand an Wohnungen naoh Baualter und Gr!lße 

Land Scblesw1g-Ko1ste1n, Oeb1et seit 1. 4. 19}7 

- baurechtli cher Wohnungsbegrirr -

31 . 12. 1C}60 

}I. 12 . 1960 
6 . 6 . 1!161 

}1. 12. 1962 
31. 12. 1963 
31. 12. 1964 
}1. 12. 1965 

Wohnun&en und sonstige Wohngelegenheiten zusammen 
davon Wohnungen mit KUche oder Kochnische 1) 

sonstige Wohnungen 2) in Wohngebäuden 
Nichtwohngebäuden 
dauernd bewohnten 

Von den 661 555 Wohnungen in Wohngebäuden 

71} 292 
674 78} 

5506 
1 725 

UnterkUnrten }1 278 

Normale Wohnungen tn Wohn- und 
Nichtwohngebäuden zusammen 

davon hatten 
I bis } Wohnraume 

(etnaohl. Ktlche) 
waren erbaut 1919 bis 1948 

1949 und epkter 

Anzahl 1}5 557 
~ 20, 5 

Anzahl 226 121 
- }4, 2 

4 Wohnräume 
5 und 6 • 
7 und mehr Wobnrlf.ume 

Wohnungen 

671 2}5 
674 78} 
715 7911 
7}9 )88 

766 560 
79) 696 

671 2)5 

Anzahl ) 17 4}2 
47 , } 

206 554 
121 665 
25 584 

• Anzahl 
" 

1) Ohne Kellergeschoßwohnungen und ohne Wohnungen in behelramäß1gen Unterkünrten 
2) Wohnungen ohne Küche oder Kochnische sowie Kellergeschoßwohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden und alle dauernd bewohnten 
Wobnungen 1n behelremäBigen UnterkUnr ten 

QuELLE: Stallst, Landes...,t Schleswi;-Holste•n 
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4. Bau von Wohnungen 

Ale Wohnune in dleur Tabelle eilt bia 1943 Jede 1m Bauplan ale zueam­
menhlncend tedachte Reihe von Wohnrjtwnen; ab 1950 tat ele durch 
nachetehende Merkmale definiert: Vorbandensein einer KOche oder voll­
auseebauten Kochnische. Zutritt tn der Rece1 durch elcenen Wohnunge­
e~npna unmittelbar vom Treppenhaue oder von einem Vorraum oder 
von euBen. nicht Im Keller&eachoB liegend. Ale Wohn&eblude &elten alle 
Geblude. die vorwte&end Wohnzweckeo dtenen. 

Vor 1919 gibt es keine llllgemeinen Erhebungen über die Baullti&kelt; 
lediel ich (Qr elni&e GroBet&dte lie&en Angaben aua der Zelt vor dem I, 
Weltkrlea vor. 
Bel den Erhebun1en 1919 bie 1922 buchrAnkte eich die Fragestellune 
zulllchat auf dte Zahl der fQr Wohnzwecke aua&efOhrten baupollzeilich 
ab&enommenen Neubauten und Umbauten. Ab 1923 wurde der Umfang 
der Erhebuni auf die aeaamte Bautati&kelt aua1edehnt. 

Rohzugang an Wohnungen (Neubau und Umbau , ab 1950 auch Wied .. raurbau) Reinzugang 1) 
Baupollzeillch durch Neubau 2) an Wohnungen 
abgenommene 
Neubauten 2) darunter in Wohngeblluden 

darunter darunter Jahr 1ns- in je 
gesamt Wohn- zu- in errichtet erbaut tna- I 000 

Gebllude darunter geblluden sarmten % Anzahl ra1t Unter- von gesamt Ein-
Ins- Wohn- stUtzung privaten wohner 

gesamt gebllude aus Bauherren 6Uentl. 
in " Mitteln 

Provinz Schleswlg-Holsteln, GebtP-t 1920 b111 1936 

1919 744 I 6}2 965 ~I )16la 1920 1 410 } 440 2 }80 } 18} a 
1921 2 !44 }87} 2 859 ' 502 a 
1922 I 990 '}01 2 541 (2 91})a 

192.} 2 872 1 }40 2 486 2 267 I 860 75 1788 2 269 1,5 
1924 } 0}1 I 654 2 68} 2 519 2 104 78 2 065 2 184 1, 4 
1925 ~ 480 2 870 4 559 4 }85 ' <157 87 .}87) 3 908 2 , 6 
1926 4 M>S ' 08} 5 659 5 510 5 142 91 5 C179 

6i 
5 152 ),4 

1')27 5 654 4 2.}8 7 642 7 501 1 119 9} 1 044 6 950 4 , 5 
1928 5 0~1 } 889 7 289 1 1)6 6 848 94 6 770 59 6 584 4 , 2 
1929 50 0 } 641 7 710 7 524 1 145 9.} 1 0)0 5 568 57 7 105 4 , 6 
19}0 5 89') 4 0.}4 8 429 8 251 7 645 9J 1 177 5 958 5} 7 861 5 , 0 
19}1 4 147 > 040 5 802 5 6.}8 5 098 88 5 1}2 ' Jli8 ljlj 5 057 } , } 
19)2 ) 404 2 60) 4 .}16 4 122 '~n 80 ) 454 I 112 78 ~ 757 2 , 4 
19}3 J 705 2 874 5 491 5 2)1 ) 264 60 ) 264 1 0)6 87 9J7 ,},1 
19}11 6 209 5 197 10 084 9 610 61108 64 6 29) ) 17.} 71 8 ~41 5, 6 
19}5 6 016 4 936 9 0}0 8 790 7 161 19 1 129 2 964 69 8 18 5 , 2 
19}6 6 963 5 2}6 9 JC5 9205 7 942 85 7 921 } 359 71 8 537 5 , 2 

Provinz/Land Schleew1g-Holste1n, Gebiet seit l. 4 . 1937 

19.}6 7 }54 b 
19}7 6 8)5 5 012 8 668 8 542 7 959 92 1 90b 4 119 56 8 211 5 . 6 
19}8 6 029 4 489 8 914 8798 8 197 92 8 158 5 292 50 8468 5.5 
19}9 4 566 J }97 6 909 6 827 61i06 93 6 J67 lj 245 ~8 6 595 4 , 2 
1940 1 996 I }82 J 299 ) 24) )088 94 ) 069 1 691 62 ' 025 2,0 
1941 2 227 1,5 
1942 2 506 1, 7 
194} 2 429 1, 7 

1950 8 951 5669 17 }01 16 749 1) 768 80 16 620 6 , 4 
1951 9 794 6 088 20 2)2 19 4}9 18 42} 91 19 4}1 7 ,8 
1952 10 540 6727 17 888 17 220 16 260 91 17 151 7 , 0 
1953 12 258 8 472 20 69) 20 18} 18 820 91 16 529 14 144 )5 19 570 8 , ) 
1954 11 965 8 J}7 19 9}) 19 516 18 100 91 17 884 1) 048 '" 18 740 8 , ) 
1955 12 682 8 961 18 }22 17 809 16 4}, 90 16 098 10 2}0 45 17 118 7 . 5 
1956 I} 907 10 0,}4 2J 029 22 442 20 99 91 20 552 I) 222 41 21 542 9 , 6 
1957 I} 375 8 992 21 822 21 47.} 19 566 90 19 )68 I) 558 4} 20 289 9,0 
1958 1) 565 8 521 18 392 18 110 16 128 88 15 99} 8 887 47 16 885 7,4 
1959 16 491 10 82- 25 278 25 00~ 22 818 90 22 667 13 161 50 2} 741 10, 1. 

1960 16 251 II 962 25 865 25 610 2) .}76 90 2' 222 12 925 49 24 087 10,5 
1961 15 5,0 11 85} 25 949 25 65) 2) 422 90 2} 245 12 79J 47 24 141 1.:>,4 
19(,2 15 I 1 11 40') 26 281 25 918 2} 866 91 2} 6.}7 12 28J u 24 412 10,4 
196) 15 }88 11 718 25 570 25 168 2' 089 90 22 811 11 504 44 2,} 575 10,0 

1964 16 622 12 )97 29 855 29 Jn 26 5~ 89 26 270 14 457 ~2 27 175 11 ,4 
1965 1} 949 11 978 29 .}6) 26 952 26 6 6 91 26 )22 1) 447 ~9 27 126 11,2 

1) Reinzugang • Rohzugang minus Abgang durch BrKn~e . AbbrUche, Umbauten usw. 
2) ab 1950 einachl . Wiederaurbau, 

ab 196J auch e1nschl . Umbau ganzer Geblude 
a) nur in Wohngeblluden 
b) der Reinzugang an Wohnungen nach dem Gebietsstand sa tt I. •. 19}7 betrug in den Jahren 

1921 - 5 127 1930 - 5 185 1932 - 2 251! 193. - 6 794 
1929 - 5 116 1931 - ) 720 1933 - } 740 1935 - 6 218 

QUELLEN: 1919 ltto 1931: Stoll•t. Reichsamt, Vf.helte r. Stot. d. 01. Reichs 1925 bis 1939 
1939 1111d 1UO: Slotist. Reichsamt, Statistisches JoM>uc:h fürdosDeutsche Reich 1939/•0. 1~11•2 
u•o bia 19•3 (auch ReonrU<JCIII9 ,.._ c;.blotutand ab 1928): LOnd.mlt ct.a AtMtikonlochen8esotzungsgobiets, Stot l•lischas Handbuch lvr Ooutschlond 1928 bis 1~· 

(t4lnchon 1 ~9) 
1950 H: Statist, Londeo- Schleswi9-Ho1atetn 
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STATISTISCHE MONATSHEFTE SCH LESWIG -HOLSTEIN 
39. Jah•gang Heft 10 Oktober 1987 

SCHLES II IG-HOLSTEIH IM ZAHLENS P IEGEL 

MONATS· UNO VIERTELJAHRESZAHLEN 

1~85 1936 1986 1987 

Monats- Juni Juli Aug. Hat J~n! Ju11 Aug. du rchsc hn 1 t t 

8HOLKERUNG UNO ERIIERBSTJIT!GkEIT 

*8fVlllKERUNG A:1 HONA.TSE'IllE 1 000 2614 2 613 2 613 2 613 2614 

r.~TORLICH!: EVCLKERUNGSB[lloG NG 

"thesclll fe~ungen Anzahl 1 25C I 303 1 788 I 367 2 143 . je I 000 Efnw. und 1 Jahr 5,9 6,1) 8,3 6,2 9,7 
• Leben ebOrene Anzahl I 925 2 058 2 025 2 Z31 2 135 

je : 000 E nw. und 1 Jahr e,s 9,5 9,4 10, 1 9,6 
•Gestor ene (ohne Tot~eborene) Anzahl 2 611 2 582 2 465 z 482 2 275 

e 1 000 Efnw. und I Jahr 12,0 11 ,9 11 , 5 11,2 10,3 
darunter i trsten le~ensjatr Anzahl 16 16 IJ 16 16 

Je I 000 lebendgeborene 8.3 7 ,8 6,4 7,2 7 ,5 
*Obcrschu d r Geborenen (+) oder Gestor enen (-) Anzahl 686 524 440 251 140 

je 1 000 Ein• . und 1 Jahr 3,1 2,4 2,0 1, 1 0 ,6 

WP.I:OtRUN~N 

*Ober die Landesgrenze Zugezog~ne Anzahl 5 461 5 195 4 595 6 220 6 661 
*Ober dfe landesgrenze Fortgezogene Anzahl 4 746 4 795 4 40J 5 814 5 456 
*113nderungsgcwl nn ( •) o..ler -verl u}t (-) Anza~l + 715 400 + l9Z • 406 + 1 205 
•Innerhalb ~es ,Mdes lklgezo9eoel Anzahl 10 057 9 518 8 652 10 427 11 240 
llonder~ngs f a 11 e Anza~l ZO ZbS 19 538 17 650 22 461 23 357 

~I(I!EITSLAGE 

•Arbeitslose (11..\natsende) I 000 118 114 106 108 lOS 102 lOS l OS 102 
darunter •H.;nn, r I 000 69 65 59 59 57 59 59 59 56 

Kurnrbeiter (Honatsa!ltte) I 000 11,8 10,6 4,6 2, 8 3 , 3 7 ,I 4 , 7 2 ,7 2,9 
darunt~r Hdnner 1 000 10,3 9,4 4,1 2,4 2,9 6 ,2 3 ,9 Z,Z 2 , 3 

Offene Stellen (M~natsende) 1 000 2,9 4,3 5 ,0 4, 6 4,7 6,4 6 , 4 5 ,9 5,6 

LAMDIIIRTSCIWT 

VIEHBESTAriD 

"Rindvieh (einschließlich Kalber) I 000 I 5921 1 5404 594 1 547 
darunter •Hflchlc!lhe 

(ohne Amen- und ll.ltterkUhe) 1 000 5264 5t4a 49{) 465 
•Schweine I 000 1 743• I naa I 768 748 

dar~nter •zuchtsouen 1 000 193a 191a 190 181 
darunter *tracht ig 1 000 1294 129• 131 122 

SCHlACI!TUNGrNZ) 

•R Inder (ohne Kil 1 ber) I 000 St . 45 48 35 41 43 38 37 40 44 
*Ulber I 000 St . I I I 1 1 I 1 I I 
•Sch>fllfne I 000 St. 232 227 229 218 212 197 218 210 220 

darunter •Hausschlachtungen I 000 St . 3 3 2 2 2 2 2 2 2 

•SCHlACI!TP1tfiGE Nl l AUS G!:WERBLICHEN SCHLACI!TUNGEH2) 
(ohne Geflugel) 1 000 t 31,8 32 ,6 28,9 29 ,6 30,1 21 , 3 28,7 29,1 31 ,3 

darunter *Rinder {ohne Ulb~r) 1 000 t 12,1 14 ,0 10 ,2 11 ,9 12,7 10,8 10,6 II , 5 12,9 
•Kalber I 000 t 0,1 0,1 0,1 0 , 1 0,1 0 , 1 0,1 0,1 0 , 1 
•Schweine 1 000 t 18,7 18,4 18,4 11 ,5 11,1 16,2 17 ,8 17 .z 18,0 

DURCHSCHNITTL1CKES SCI!lACHTGfiiiCI!T fur2) 

Rinder (ohne Klilber) kg 286 292 291 292 296 289 291 288 294 
Kalber kg 115 117 116 114 115 125 125 122 121 
Sch-eine kg ez 82 81 81 81 83 82 83 82 

G~rLOCEL 

Etngelegte 8rutefer4) *fur Legehennenkoken I 000 151 122 
fLr Hasthuhnerkuken 1 000 z I 

*GeflUgcl fle1sch5) 1 000 kg 274 120 

• HILCHERZEUGUNG 1 000 t 217 218 249 231 20S zss 226 203 177 
darunter •an HoHerelen und Handler geliefert I 96 95 98 98 96 98 93 98 95 

*11f1,hlelstung Je Kuh und Tag kq 13, 3 13 , B 15,9 14,3 12, 7 16 ,0 14,7 12, 7 11 , 1 

• ) D1ese PosttiMen w rden von allen Statistischen Landesamtern Im "lahlenspiegel" veröffentlicht 
1) ohne innerhalb dr.r Gelllelnde lklgeLogene 2) 8h Dezember 1984 lnlandtlere, ab Januar 1985 in- und Auslandtiere 3) einschließlich Schlachtfette , 
jedoch ohne Innerelen 4) fn Betrieben 111t einem Fassungsvermagen von 1 000 und llll!hr [lern 5) aus Schlachtungen Inländischen GeflUgels tn Schll,h-
terelen mit einer Schlachtkapazltat von 2 000 und mehr Tieren Im HJnat 
a) Dezi!Jiber 



HOCH: HOIIATS· UND YIEATELJAHRESZAHLEH 

PRODUZIERENDES GOIERBE 

VERARBEITEil ES GLW RBE I) 

•seschift1gte (e!nsthlfcllllth tdt1ger Inhaber) I 000 
darunter •Arbeiter und gcw•rbllch Auszubildende I 000 

*Geleistete Arbeiterstunden 

•LoMsu:nnc 

•Geha 1 tssuiP!Ie 

Auftfigsclngang aasgewXlll ter Wl rtstha ftsz>ielge 
aus dea Inland 
aus dm Aus la~d 

•lJI:Isatz (ohne Umatzsteuer) 
Inlandsumsatz 

•Auslandsumsttz 

*Kohleverbrauch2) 

•Gasverbrauch3) 
•Stadt· und Kokereigas 
•Erd- und Erdölgas 

*Hetzl!l ve•brauch4) 
•leichtes Hellol 
•sc~.o<!res Helzol 

•Stromverbra uchS) 

•st romerzeugung {Industrielle E tgrnerzeugung) 

•Index cler !fettoprodul.tlon fur Betriebe 
Im produzierenden Gewerbe 6) 

BAUHAUPTGE~ERBE 7) 

•Beschäftigte (rlnschlleßllch tltt~er Inhaber) 

•Gelehte•e Arbeltsst~nden 
darunter fur 

*llohnungsbauten 
*ge>< rbllche und Industrielle Bauten 
•Verkehrs- und öffentliche Bautfn 

*Lohns 1ll!le 

*Gehaltssur.r:e 

*Baugel<erblfcher 11Msatz {ohne UIIISatzsteuer) 

Auft ragsetnganglll 

AUSBAUGOI<RBE9) 

Beschllft 1 gte 

Geleistete ~rbettsstunden 

lohn- und Geholtssume 

Ausbaugl·werbl 1chcr Uasatz (ohne Umsatzsteuer) 

OfFEHrLICHE ENERGIEVERSORGUNG10) 

•stroa~erzeugung (brutto) 

•st rOtrterbrauch ( e1 nsch 1teß11 eh Verluste, 
ohne PuliiPStror:tverbrauch) 

•Gaserzeugung (brutto) 

HAIIOIIERI:. 

HANDIIERK (Hcllzahlen)ll) 

I 000 

11111. [IM 

1\ill. llH 

11111. [iM 
11111. ::0'4 
11111. Oll 

lltll. DM 
Hlll. DM 
thll. Oll 

1 000 t SKE 

11111. 111 

Mill. m• 
11111. ' 

I 000 t 
I 000 t 
I 000 t 

11111. kW~ 

11111. kill! 

1980 ;; 100 

Aozahl 

1 000 

1 000 
1 000 
1 000 

11111. llH 

11111. Oll 

11111. DM 

Hlll. DM 

Anuhl 

I 000 

Hlll. Oll 

Hili. llH 

11111. kllh 

11111. 1!11 

•sosclllift 1gto (einschließlich tattger Inhaber) 
am Enlc des VIerteljahres 30.9.1976 = 100 

atz {ohne U atzsteuer) Vj.-0 1976;; 100 

166 
114 

15 970 

319,1 

216,4 

1 33 
1 ISS 

57 

3 046 
2 0 

65G 

II 

,6 

7Z 
8 

63 

240 

25 

104,7 

41 345 

4 2J1 

I 606 
946 

1 581 

86,2 

1B,3 

319,2 

196,4 

7 486 

880 

18,5 

ss.1 

1 732 

891 

97,7 

130,9 

167 
114 

15 105 

328,7 

229,1 

1 698 
I 123 

575 

3 054 
2 393 

656 

15 

34, 

51 
10 
42 

242 

104,5 

39 903 

4 271 

I 587 
941 

1 629 

87.1 

17,8 

370,0 

210,9 

7 068 

~2 

17,9 

52,6 

I 875 

909 

97,6 

136,6 

167 
115 

15 421 

341,2 

244,8 

1 511 
1 050 

461 

3 061 
2 375 

687 

228 

24 

1986 

J y lj 

168 
116 

14 636 

341,7 

226,8 

1 419 
1 005 

414 

2 925 
2 282 

644 

228 

24 

104,9 r 87,8 

41 318 

5 075 

1 886 
I 063 
I 991 

96,9 

18,7 

394,9 

285,2 

7 Oll 

834 

18,5 

51,7 

728 

2. Vj.86 

97,0 

137.5 

41 545 

5 142 

I 810 
I 134 
2 039 

105,9 

18,1 

419,7 

218,2 

1 085 

850 

19,4 

52,7 

1 517 

749 

Aug. 

169 
116 

15 316 

330,. 

219,7 

I 702 
1 237 

465 

2 79 
2 222 

577 

238 

25 

lOI,b 

42 056 

5 156 

I 883 
1 063 
2 054 

98.8 

17,4 

397,0 

216,6 

7 222 

852 

18,0 

50,2 

1 469 

783 

Ha 

163 
111 

15 472 

322,4 

242,1 

1 531 
1 ~3 

484 

2 984 
2 262 

722 

247 

21 

110,3 

J9 081 

4 521 

1 515 
1 098 
1 821 

91.8 

16,9 

305,0 

233,0 

6 831 

199 

17,5 

50,0 

I 471 

879 

164 
112 

1987 

15 257 

338,7 

252,6 

1 591 
I 077 

514 

3 067 
2 J17 

750 

2J8 

26 

108,5 

39 610 

4 833 

I 681 
I 108 
I 930 

90,2 

15,9 

360,6 

241,9 

7 005 

829 

19,9 

53,8 

I 078 

804 

2. Vj.87 

97,8 

140,3 

164 
112 

14 SOl 

352,2 

232,4 

1 489 
1 046 

443 

2 744 
2 197 

547 

239 

25 

39 652 

4 970 

I 575 
I 196 
2 069 

104.7 

16.7 

399,6 

205,9 

7 llo 

840 

20,1 

57,6 

Aug. 

165 
113 

15 GOS 

330,1 

227,2 

2 104 
I 613 

491 

2 822 
2 208 

614 

252 

30 

•) Diese Pos1•1onen wer;Jen von allen Statistisch~~ landesär.:tern ißt "Zanleosplegel" veröffentlicht 
1) Betriebe mit Im allget~~elnen 20 und rehr Beschaftlgten. Z r Met~ode stehe Statistischen Bericht E I 1 2) 1 t Steinkohle;; 1 t SKE • Steinkohle-
Einheit (29 303 MJ) 3) 1000 m• Gas (Ho • 35,169 'IJ/,.');; 1,2 t SKE 4) I t Hetzöl, leicht;; 1,46 t SKE, sch><er; 1,40 t SK[ 5) I 000 kllh Strom 
; 0.123 t SKE 6) ohne Ausbaugewerbe, Gn-. Fernw.trme· und Wasserversorgung 7) Zur Methode slene Sta~lstlschen Bericht E II 1 8) N.r Betriebe von 
Unternehmen l!lft 20 und hr Besch~ft1gten 9) Zur Methode siehe Staththchen Bericht [ 111 1 10) Quelle: Der 1/lrtschafts 1n1ster des Land•s 
Schleswtg-Holsteln 11) ohne hand..,.rlltchc Nebenbetrtebe 



NOCH: MONATS- UND VIERTELJAHRESZAHLEN 

19~5 1986 1986 19S7 

Juli Aug. Kai Juni Juli Aug. 

BAUTAll GKEI T 

BAUC N Hl'IIGUII~EN 

•olohngebaude (Errl chtung neuer Gebtude) Anzahl 459 486 571 627 503 561 6~8 537 503 
ddrunter 111 t 

'1 Wohnung Anzahl 384 425 509 543 457 510 578 490 465 •2 Wohnungen Anzahl 51 47 47 12 33 32 37 26 25 
•Rau:ulnhal t 1 000 1111 346 345 383 422 320 392 428 443 358 •wohnfl ache I 000 111' 63 62 70 75 58 68 76 73 65 

·~tehtwohngeb~ude (Errichtung neuer Gebäude) Anzahl 114 97 96 119 89 117 142 121 143 
•Raumlnl:alt I 000 lll' 424 400 433 455 316 380 537 382 587 •rl~tzflache I 000 lll' 72 64 66 75 56 65 81 78 102 

•Wohnungen insgesaort ( all e Ba umal>na hr:en J Anzahl 786 1Z1 800 818 601 756 815 771 718 

HANDEL Ur.tl GASTGEWERBE 

AUSFUHR 
*Ausfuhr lnsgesa t llill. 11M 836,1 197 ,9 

davon G ter der 
737,5 700,1 764,0 830,1 841,9 754 ,9 

•Ernahrungswt •tscha ft :1i11 . CH 129,9 130,7 122.7 128,2 128,3 162,6 127 ,I 90,0 
*glllo rbllchen Wirtschaft Hili. DM 706,3 667,2 614,8 571,8 635 ,6 667,5 714 ,8 665,0 da•on 

·~ohstoffe Hlll. CH 11,3 14 ,8 15,4 12,3 11 ,6 14,3 17 . 7 11,4 •Halb•are" Hili . DH 69,0 47,5 50,8 37,5 39,3 56,1 51,3 47 ,I 
• rertfg•a•en fh 11 . CH 620 ,0 604 , Q 548,7 522,0 584,7 597 ,I 639,8 606 , S 

davon 
*1orer:eugn1Sse Hili . DM 94,9 87,3 9~.2 76 ,0 81,8 103 . ~ 107,4 80, 2 •Ender leugnlsse IHI 1. DM &25 ,2 ~17 ,6 45J,5 446,0 502,9 493,6 532,4 526 , 2 

nach ausgrwah lten Verb.,uchs Iandern 

*EG-Land~r M1ll. 01' 386,5 398 ,0 388,1 353,0 383, 7 408,3 431,0 380,0 darunter Niederlande 11111. DM 87,5 18,5 67.7 63,6 86,0 75 ,2 83, 6 70,8 Dllner.Jark 11111. DH 78 , 2 73,1 71,1 62,2 66,3 17,9 77 , 8 57,8 ~ran.refch ~ill. DM 68,9 n ,o 73,5 59,2 64 ,5 65,4 80, 7 93,5 Vereinigtes K~nlgrelch Hlll . DM 60,6 66,0 69,8 61,1 61,0 19,9 73,8 53,6 

*riNZElHANtlELSUKSXTZE \He zahl) 1986 • 100 100 96,9 105,3 100,1 100,7 

*GASTGEW R8Eili~SATZE (Meßzahl) 1986 • 100 100 117,9 144,7 153 ,I 113,4 

FREIIIlENVERKE:HR IN BEHERBEQGU'IGSSTA'TEH 
IIIT 9 U111l HE lR GASTEBETTEN (elnschl. Jugendherbergen) 

*Allkunfte I 000 245 258 387 471 443 p 344 p 391 darunter • von Aus landsgasten I 000 27 32 45 76 49 p 33 p 42 
robernachtungen I 000 360 I 423 z 133 3 297 3 431 p I 631 p z 285 darunter •von Auslandsgasten I 000 49 58 84 128 86 p 66 p 77 

VERKEHR 

SEESCHIFfAHRTl) 

Güterer.~pfang I 000 t I 263 1 352 I 361 I 401 
GUterversand I 000 t 739 126 62Z 746 

8 I NNEIISC H I FF AHRT 

•GUterempfang 1 000 t 128 135 120 12Z 105 95 104 89 133 •Guterversand 1 000 t 142 159 159 196 188 154 149 156 116 

*ZUlASSUNGEN FABRIKHEUU KRAFTFAIRZEUGE Anra~l 8 604 10 184 10 353 10 023 8 t93 11 989 11 424 
darunter Kraftrader 

(elnschlltßllch Motorroller) Anzahl 261 216 333 253 107 404 281 •Personenkraftwagen 2) Allzah 1 7 732 9 316 9 244 9 090 7 827 10 779 10 197 *Lastkraftwagen 
(etnschlteßl kh lllt Spezial aufbau) Anzahl 351 382 408 365 319 449 445 

STRASS(NVERKEHRSU~FALLE 

*Unfalle mit Personenschaden Anza~t I 356 396 I 142 I 719 I 850 I 521 I 473 p I 606 p I 653 •Getotete Personen Anzahl 31 31 31 20 42 32 31 p 21 p 20 • ver! etzte Person~n Anzahl I 726 799 2 297 2 264 2 376 I 972 I 988 p z 113 p 2 102 

•) Diese Pos 1t 1 onen "erden •on allen Stat i stlsc~en Landesamtern 1111 "Zah 1 enspf egel" ~eroffent 1 i cht 
lj ohne Eigengewichte der als Verkehrslfllttel I• Fahrverkehr tr~nsportlerten Eisenbahn- und Straßenfahrzeuge 
2 elnschlfeßlich Kombinationskraftwagen 



NOCH: I«<IIATS· UNO V IERTELJAAAESZAHLEN 

1986 1937 

"onats· 
durc:~sc:hn!tt!J Juni J•li f.ag. "•I J:Jnl Juli Aug. 

GHO UNO KREDIT 

lREO !TE 1.:' 0 E IUlAGEH2) 

*Kredlte3l an Nichtbanken fnsgcsa • 
(Stand 1111 Jahres· bz•. Monatsende) '1111. OH 10 876 73 724 13 295 13 Oe4 72 902 74 626 75 336 75 233 75 387 

darunter 
•xredlte 3) an lnla,dlsche Nichtbanken Mi11. OH 63 135 72 255 Tl 737 71 SS6 713S2 13 2S5 13 876 73 161 73 851 

•kurzfrllt lge Kredite (bh zu I Jahr) Hili. [111 9 817 9 121 10 693 10 178 9 884 9 157 9 493 9 164 sm 
*dn Unternehmen und Privatpersonen Hfll. 01'1 9 594 9 334 10 2111 9 816 9 632 9 064 9 275 8 769 8 589 

•an off entll ehe Haushalte Hili. OH 223 m 402 362 253 92 218 395 205 

•mJttelfrhtlge Kredite (1 bh 4 Jahre) IHll. OH 6 082 5 384 5 578 5 603 s 565 4 700 4 660 4 553 4 500 

•an Unterneh;,en o~nd Pr1vHpe•sonen Mlll. OH 4 ~87 4 017 4 39Z 4 378 4 371 4 001 3 ~6 3 851 3 839 

• an bff ent 11 ehe Hausha 1 te Hlll. OH 1 49S 1 308 1 185 l 169 1 194 699 714 701 660 

•Jangfrhtlge Kredite (mehr als 4 Janre) Hili. 111 53 236 57 149 55 466 55 830 55 902 59 393 59 723 60 045 60 562 

•an Unternt!h: n und Prlvatper~onen Mlll. !ll4 39 954 43 173 41 179 41 997 42 143 43 839 44 067 44 289 44 531 

•an öffentliche Haushalte lltll. OH 13282 13 977 13 687 13 833 13 759 15 559 15 656 15 755 16 031 

•Einlagen und aufgenomene Kredlte31 von NJc~tbanlen 
(Stand a .Ja~res• b:rv. Honatsende) '1111. OH 45 182 50 691 47 420 47 916 48 628 51 720 51 816 52 361 52 602 

•stcl!telnhgen und Te"':llngelder Kill. OH 2 203 31 571 29 3J.I 29 866 30 453 32 382 32 429 32 965 33 279 

•von Unternenl:('n und Prtvatper~onen lilll. ON 21 686 24 780 22 772 23 257 23 722 25 176 25 429 25 35 26 018 

•von öffentlichen Haushalten 11111. ON 6 518 6 791 6 612 6 609 6 731 1 207 7 000 1 130 7 260 

•Sparelnllgen 11111. Cl1 16 978 19 120 18 036 18 O!iO 18 175 19 338 19 387 19 33li 19 523 

"Dei Sparkassen (Spareinlagen, Sparbriefe, 
Hamns s c hu 1 d verschrei bungen I 11111. Oll 12 894 13 759 13 145 13 153 13 225 

•G~tschrffttn auf Sparkonten 
(elnschl te611ch Zlnsgutschrlften) 11111. OH 1 039 1 088 848 1 13S 895 

*Lastschriften auf Sparkonten Hili. OH 980 915 821 1 124 770 

ZAHLUNGSSCt!WlER IGXE 1 TEN 

•Konkurse (troffnete und mange! s ll.lsse abgel ennte) Anza~l 73 73 80 52 13 55 66 52 b6 

*Vtrglei chs verfahren Anzahl 0,3 

•wec:hselproteslP (ohne die bei der Po•t) Anzahl 330 ZS1 282 316 280 222 193 

*iolec~uhuliJIII.' 11111. l)H 2,6 1,9 1,7 1,1 1,8 1,4 1,2 

STEUERN 

VIerteljahres· 2. Vj.86 2. Vj.G7 
STEUERAUFKOitiEN NACH CER SITUERAAT durchschnitt 

"Gel:lef nsthafUs teuem 11111. DM 2 408,5 2 ~.8 2 234 .s 2 401,6 

•steuern vom ElnkOlll!!en 11111. lll4 1 748,4 1 827,3 1 578,4 I 674,4 

•Lohnsteuer 4) 11111. Oll l 296,5 I 323,9 I 186,5 I 251,1 

•veranlagte ElnkOIIE!Cnsteuer 11111. 111 244,6 249,6 156,4 203,7 

•ntcllt•erdnlagte Steuern vom Ertrag Hlll. DH 26,8 29,9 29,0 44,9 

*Körperscha~tsteuer 4) Hili. 01'1 180,5 224,2 206,7 174,7 

•Steuern vom Umsatz 11111. OM 660,1 737,4 656,3 727,2 

•Uclsatzsteuer Mill. 0H 366,4 438,7 349,9 407,6 

•r t nfuhrumsatzsteuer Kill. 1iH 293,7 298,8 306,4 319,6 

•Bundessteuern 11111. lll1 130,8 134,1 127,6 123.3 

•Zolle Htll. OH o.o 0,0 0,0 0,0 

•verbra"chsteuern (ohne Blersteuer) Hili. Cl1 116,6 120,0 115,9 109,8 

*landessteuern "' 11. Oll 
165,9 187,3 210,0 191,6 

*Ve!'111Ögensteuer 11111. Dll 26,3 25,8 25,3 29,7 

·~raft fahr zeu~steuer Hlll. DM 76,1 90,5 107,8 98,1 

•lll ersteuer 11111. DH 6,4 7,1 9,2 6,6 

•Gemel ndesteuern 11111. OH 274,9 278,3 257,5 268,3 

•Grund\teuer A 11111 . CH 7,7 7,6 7,4 7,6 

•Grundsteuer 8 11111. DM 63,7 67,5 59,9 64,1 

•Ge~~erbcsteuer 
nach Ertrag und KapfUI (brutto) 11111. a1 194,0 193,5 180,4 187,9 

STEiJUV(RTEILUHG AUf DIE C(B1ElSKCRPERSCHAFTEM 

•Steueretnnahrnen des Bundes Hlll. DH 1 247 .s 1 330,4 1 173.~ I 249,7 

•Anteil an den Steuern vom EI n~oar.len 11111. 111 667,9 700,1 605,0 640,0 

•Anteil an den Steuern VOIII ll<llsltz 11111. lll4 432 ·' 479,3 426,6 472,7 

•Anteil an der GewcrbesleuerUIIhge ~111. lll4 16,4 16,9 14,'3 13,7 

•steueret nnah n des Landes Hlll. 0H 1 438,8 1 518.6 1 2113,9 I 360,6 

*Anteil an den Steuern vom Einkamen 11111. OH 824,7 Sei~. 9 149,2 792,8 

*Anteil ~n den Steuern vo Umsatz 11111. OH 431,8 448,5 320,S 362,5 

•Ante 11 a" der Gewerbesteuerue~ltge 11111. 111 16,4 16,9 14 ,J lJ,l 

•Steuerelnnah n der Gel:lelnden 
und Gemel ndeverb<lnde '1111. 1iH 487,6 510,3 ~10,1 488,7 

•Ct-.. ~rb~steuer 
nach Ertrag und Kapital (netto)5l 'll 11. D!l 161 ,2 IS9,7 151,8 160,5 

•Anteil an der lohn· und 
vera"hgten [lni<OI!Illen teu~r ''111. Oll 24S ,5 265,9 241,1 247,8 

Fußnoten nachstl' Se1 te 



PREISE 

PREISIHDEXZIFFERII IH BU:mESGEBIET 1580 0: 1[)1) 

[infuhrpretse 

Ausfuhrpreise 

Grundstot fprel se6) 

E rzeugerpref se 
gewerblicher Produkte6) 
landwirtschaftlicher Produkte6) 

•Preis Index fur Wohngebäude , Heubau, 
Bauleistungen a GebaJde 

Ei nkaufsprelse landwl rtsthaft lltll~r Bet rt ebsml ttel 
(Ausgabenlndex) 6) 

EI nzelhandelsprel se 

•?reist dex fur die .el!tnsh•ltung 
aller prha:en Haushalte 

dar ter fur 
• la~r ngs lttel, Getränke, Taba~waren 
Bekleldang, Schuhe 

Wo ngs leten 
Energie (ohne ~,.ftstoffe) 
1'1lbel , Haushaltsgerate u. a. GUter 
f~r dh Hausha 1 tsfu1trung 

LOkNE UNO GEHlii.TER 

- Eff~ktivverdfens;e t 1 t.'l -

ARBEITER IN I~OUSTRIE U~n HOCH- lmD TIErBAU 

BruttO>IOchenvtrd ienste 

•m.~nnllthe Arbeiter 
dar nter • r1chlrbeller 

owcfbllche Arbeiter 
darunter .. Hilfsarbeiter 

Brut tostundenvtrd I ens te 

• nn !ehe Arbeiter 
darunter •Facharbeiter 

•wc bliche Arbeiter 
derunter •Htl fsarbef ter 

Bezahlte Wochenarbeitszelt 

mnnllc"e Arbeiter (Stunden) 
weibliche Arbeiter (Stunden) 

AN-.ESTELt TE , BRUTTOllOMA TSVERO I EHS TE 

fn Industrie und Hoch- und Ttefbau 

Kaufllldnntsche Angestellte 

'11\ännllch 
•weiblich 

Technische Angestell tt 

'lllännllth 
"Welbl tch 

fn Handel, Kre~lt und Versteherungen 

Kaufllliinnlsche Angestellte 

•~~o~nnlfch 
*Weiblich 

TechnlsciH! Angestellte 

llännllch 
weiblich 

in Industrie und Handel zusllll3f!n 

Kaufmanntsehe Ang6te11 te 

clinnlich 
weiblich 

Technische Angestellte 

mannlieh 
welbl tch 

~OCH: MONATS- UNO VIERTELJAHRESZA/lLEH 

1985 1986 

Honats­
durchsc~nltt 

124 ,6 101 , 0 

119 ,4 116,8 

122 , I 104 , 7 

121 ,8 118 ,2 
103,1 97,2 

114,5 116,2 

11S,2 108 , 4 

117,5 117,3 

121,0 120,7 

116,9 117,6 
118 ,4 120 ,6 

123,9 126,4 
133 ,4 116,4 

117.7 119 , 1 

699 715 
729 746 
48! 496 
460 470 

17 ,07 17.53 
l1,88 
12,17 

18,38 
12,60 

11,70 12,00 

40,8 40, 7 
39,5 39,4 

4 123 4 273 
2 842 2 925 

4 263 4 370 
2 772 2 839 

3 374 3 425 
z 305 z 347 

3 397 3 436 
2 161 2 192 

3 610 3 699 
2 456 2 509 

4 186 4 304 
2 725 2 789 

Juni 

99, 8 

117 ,I 

104,0 

118,5 
98 , 9 

108,8 

117.7 

121,1 

118, 9 
120, 5 

12S , 3 
116, 0 

119,0 

1986 

Juli 

96 ,6 

116,6 

101 , 7 

117. 7 
99,0 

107,2 

117,2 

120, 5 

IIS,4 
120 ,6 

126 , 6 
112 , 0 

119 , 1 

725 
759 
503 
478 

17 ,59 
18,44 
12 ,68 
12,08 

41,2 
39 , 6 

4 282 
2 931 

4 397 
2 850 

3 424 
2 347 

3464 
2 237 

3 700 
2 512 

4 331 
2 803 

•) Diese Positionen werden von allen Statistischen Landesamtern 1111 "Zahlensplegel" veroffentlieht 

1937 

Aug. 1141 Juni Juli Aug. 

95,9 94 ,4 94 ,9 95 , 3 

116,2 115 ,4 115,5 115,7 

100 ,8 99 , 1 99 . 7 100 , 4 

117,5 115 , 2 115,3 115 , 6 
98,1 93 ,9 p 93 ,8 p 92,0 

116,7 118,5 

106,5 104 ,6 104,3 103 ,6 

116 , 9 118, 2 118,2 118,0 117,8 

120,2 121,1 121 , 3 121 , 3 121 , 2 

117,2 118,3 118,0 117 , 6 116,6 
120, 7 122,0 122,1 122.1 122 , 2 

126,8 1211,4 128 , 6 128,8 128,9 
113,1 104.7 106,0 106,4 107,2 

119 ,2 120,4 120 , 5 120,5 120,7 

I) Bestendsuhlen bei Kredite und Einlagen: Stand 31. 12. 2) Ote Angaben umfassen die in Schleswig-Holsteln gele~cnen IHederl•ssungen der zur 
110nat 1 Iehen Bilanzstatt st ik berichtenden Kreditinstitute; ohne Landeszentra 1 bank. ohne dl e Kredl tgenossenschaften (Ralffehen). deren Bil anzsu1111c 
am 31. 12. 1972 wen1ger als 10 Hili . DH betrug , so><ie ol~ne die Postscheck- und Postsparkassenamter. Ab I. I . 1986 einsclllleßl ICh RafffeHenbanken 
3) et nschllellltch durchlaufender Kredite 4) nach Berucksl clltl gung der E t nnah~nen und Ausgaben aus der Zerlegung S) nach Abzug der Gewerbnteuer-
umhS{! 6) ohne ~atz- (Hehrwert - )steuer 



--, 
Jahr 

1982 

1983 

1984 

19a5 

1986 

Zlllll Bau 
genehilf gte 

Woh­
nungen 1) 
ln 1 000 

13 

17 

12 

9 

8 

JAHRESZAHLEN B 

Erscnefnt I• 1110natlichen Wechsel llit A 

------------1--------------------------.--------------------------

fertl ggeste llte 
li?hnungen 1) 

Ins­
gesamt 

fn 1 000 

15 

14 

16 

10 

9 

111 
sozialen 
Wohnungs­

wu 2) 
ln S 

10 

12 

13 

21 

32 

Kfz-Bestand 1111 1. 7. 

Bestand 
an 

Wohnungen 
fn 

1 000 

140 

153 

170 

181 

190 

8 132 

8 146 

10 081 

10 033 

g 574 

Ausfunr 

fn 
EG-Länder 

ln 
lhder 
der 
EFTA 

Hl1 1. DM 

3 486 

3 541 

4 158 

4 639 

4 776 

185 

118 

I 176 

1 313 

1 434 

Stra0enverkehrsunfä11 e 
mf t Personenschaden 

von Gütern 
der 

gewerb­
lichen 

Wirtschaft 

6 709 

6 761 

8 526 

8 475 

8 007 

Fremdenverkenrll 

Ank6nfte libernac htungen 

Ins­
gesamt 

2 868 
2 859 

2 832 

2 940 

3 096 

A::slands­
gaste 

Ins­
gesamt 

fn 1 000 

276 
270 

278 

321 

380 

Sozialhilfe 

16 949 

16 523 

1o 328 

16 322 

17 076 

von 
Auslands­

gasten 

502 

505 

498 

583 

698 

Spar-
-------------------------------------------------------------- efn1agen6l ---------------------------

Kriegs­
opfer 
rurso~ge 

Jahr 

1982 

1983 

19S4 

1985 

1936 

Jahr 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

.Ja~r 

I 169 

I 193 

1 ZZ9 

I 249 

I 291 

Kraft­
räder 

Pkw4l 

fn I 000 

29 

J4 

37 

38 

40 

Steuere! nnahmen 

999 

1 022 

049 

I 067 

I 107 

nach der Steuervertel 1 ung 

des 
Bundes 

4 578 

4 811 

4 846 

4 990 

5 322 

des 
Landes 

4 859 

5 174 

5 391 

5 755 

6 074 

der 
Gemeinden 

I 749 

1 821 

I 895 

I 950 

2 041 

L~w5l 

55 

54 

54 

54 

53 

Steuem 
VOftl 

Umsatz 

2 443 

2 720 

2 666 

2 640 

2 950 

Vnta 11 e 

17 3g3 

18 3g4 

17 659 

16 270 

16 751 

Cetötete Verletzte 

485 

519 

442 

377 

371 

Z2 399 

23 592 

22 515 

20 714 

21 591 

Steuern v0111 EI nkOIDDen 

1ft$• 
geumt 

5 342 

5 546 

5 787 

6 154 

6 425 

Lohn­
steuer 

veranlagte 
Einkommen­

steuer 

H111. DM 

3 737 

3 961 

4 116 

4 425 

4 496 

979 

948 

926 

978 

998 

Preisindizes 111 Bundesgebiet 1980 • 100 

Erzeugerpref se9l 

ge><P.rb-

fur 
1/ohn­

gebaude 

lebenshat tung 
aller privaten 

Hau\hal te 

Nahrungs­
•1tte1. 

Getranke, 

lndustrl earbel terlO) 

Bruttowochenlohn 

H.inner Frauen 

am 
31. 12. 

ln 
Mfll. DM 

fns­
gesanlt 

Hilfe 
zu111 lebensunterhat t 

14 539 

15 667 

16 231 

17 830 

19 119 

Aufwand 
fn 

Hili. DM 

807,2 

863,5 

927.9 

1 005.1 

1 137 ,I 

Aufwand 
fn 

Hill. llH 

276,2 

298,5 

330,1 

391,7 

459,4 

E~~~pflnger 
tn 

1 000 

68,7 

68.41 

83 . 2 

84,81 

AufwJnd 
fn 

H111. DM 

60,5 

62,0 

64,8 
66.Q 

71.7 

rundlerte Schulden 

Ve•·­
brauch­
steuern 

471 

474 

473 

466 

480 

Gewerbe­
stc~r 
nac~ 

Ertrag 
und 

KapitAl 

746 

7Z7 

759 

776 
774 

Löhne und Gehalter 

des 
Landes 

11 434 

12 564 

13 768 

14 648 

15 538 

Angeste11 te ln 
Industrie 10) und Handel 

BruttOIIOnatsgeha 1 t 

kaufllinn1 sehe 
Anges te 11 te 

technische 
Angestellte 

der Ge111ef nden und 
Gemelnde1~rblinde 8) 

Ins­
gesamt 

2 843 
2 8S6 

2 949 

2 993 

3 131 

Kredft­
marH­
mittel 

2 205 
2 uo 
2 252 

z 287 
2 423 

öffentl I eher Dienst 

Bruttomonatsgehaltlll 

Bea11te Anges te 11 te 
A9 BAT Vlll 

_Hi_n_n-er ___ F_r-au_e_n ___ IY_·_n_n-er-- (Inspektor l ( Burokra ft l l I eher 
Produkte 

landwfrt­
schaft­
lfcner 
Produkte Tabakwa~n-----------------------------------------

1982 

1983 

1934 

1985 

1986 

114,1 

115,8 

119,2 

121.8 

118.2 

109.8 

108.2 

106,9 

103.1 

97,2 

108,9 

111.2 

114,0 

114,5 

116.2 

111,9 

115.6 
118,4 

121,0 

120,7 

111,3 

114.3 

116,0 

116.9 

117,6 

646 

671 

686 

699 

715 

437 

454 

467 
481 

496 

3 349 

3 392 

3 492 

3 610 

3 699 

2 294 

2 270 

2 363 

2 456 

2 509 

3 805 
3 925 

4 042 

4 186 

4 304 

3 221 
3 284 

3 284 

3 388 
3 505 

2 384 
2 442 

2 454 

2 530 

2 616 

I) Errl chtun9 neuer Gebauae 2) 1. FOrderun9"'''9 3) 'lur Beherbergungss tatten ml t 9 und ~~~ehr Gastebetten. ef nschl feßl Ich Kinderheime und Jugend· 
herbergen. ab 1984: Auslander elnschlfeUlfch OOR 4) efnsch11eß11ch Kombinationskraftwagen Sl elnsch11e01 Ich mit Spezialaufbau 
6) ohne Postspareinlagen 7) Quelle für staatl !ehe Steuer"' Ocr rinanzmfnlster des La~des Schleswfg-Holstein 
8) efnsch1fe311ch Ihrer Krankenhäuser, aber ohne Eigenbetriebe und 'Zweckverbände 9) ohne Umsatz-(Hehro~ert-lsteuer 
10) efnschlle311ch Hoch- und Tiefbau 11) Endgthal t. Die Angaben gelten fUr Verheiratete 11ft einem Kind 
a) Hochgerechnetes Ergebnis einer Reprlisentatfv·Erhebung 



Kl!E ISFREIE STADT 

flEHSBURG 

KIEL 

LOBECK 

IIEUHUHSTER 

Kreis 

Dithmarschen 

Hzgt. Lauenburg 

'lordfrleshnd 

Ostholstein 

Plnnc~erg 

Plön 

Rend sbu r~-Eckernförde 

Schles .. lg-Flensb rg 

Seget>trg 

Steinburg 

Sto1"1!13rn 

SchI es~ I g-Holstel n 

Kl!EISFREIE STADT 

Kreis 

flEMSBURG 

KIEL 

LOBECK 

NEI.tfO~STER 

01 tlun•rsctK;n 

Hzgt. Lauenburg 

Nordfrieslind 

Ostholstein 

Pinneberg 

Plön 

Rendsburg-E<kern förde 

Sch 1 esw1 g-Fl ensburg 

Segeberg 

Steinburg 

Storcu~rn 

Schi eswlg-Ho lstel n 

KREISZAHLEN 

Bevölkerung 11!1 30. 4. 1987 

Veranderung gegenOber Ober chuß 
d 

GebOrenen 
oder 

Gestorbenen 

Insgesamt Von:xmat 

es 344 

244 046 

208 344 

17 675 

128 155 

157 608 

160 309 

196 493 

262 814 

117 958 

247 420 

182 681 

218 886 

lt6 313 

19S 298 

2 612 3~4 

Betriebe ... 

- 0,0 

- 0,0 

- 0,0 

- 0,1 

- 0,1 

- 0,1 

+ 0,1 

+ 0,0 

+ 0,0 

+ 0,2 

+ O,D 

- o.o 

+ 0,0 

- 0,1 

.. 0,1 

- 0,0 

31. • 1987 

69 

123 

ll3 

69 

69 

94 

53 

78 

186 

46 

119 

81 

166 

81 

155 

522 

Vorjahres­
mnat 1) 

1n,; 

- 1,5 

- 0,4 

- 0,7 

- 0,4 

- 0,8 

- 0,1 

- 0,7 

+ 0,7 

+ 0,8 

- 0,1 

- 0,0 

- 0,1 

+ 1,0 

- 1,1 

+ 0,9 

- 0,0 

(-) 

11 

- 121 

- 112 

30 

39 

J4 

40 

25 

32 

50 

8 

25 

39 

- 470 

Verarbeitendes Gewerbe3) 

Seschi rt 1 gte 

·~ 31. 8. 1987 

8 473 

Z2 470 

21 056 

10 079 

6 047 

7 932 

2 869 

6 048 

19 997 

2 64J 

9 356 

5 041 

16 673 

9 206 

17 471 

165 361 

Wande­
rwngs­
g~~lnn 
oder 

-verlust 
(-) 

18 

17 

55 

81 

49 

137 

131 

33 

238 

26 

11 

SJ 

80 

146 

458 

U:lsatz4} 

'"' August 1987 
111 11. D« 

179 

303 

267 

108 

255 

98 

61 

98 

292 

41 

152 

101 

29.1 

168 

408 

z ezz 

Bev lke­
rungs­

zunahoe 
oder 

-abnahooe 
( -) 

29 

- 120 

95 

85 

81 

88 

123 

91 

29 

213 

6 

39 

61 

- 105 

107 

12 

Str~nverkehrs~on' alle 
alt Personenschaden I August 19 7 

(vorlauflge Zahlen) 

nfalle 

53 

162 

147 

47 

67 

74 

115 

ISS 

155 

BS 

147 

96 

152 

87 

111 

I 653 

Getötetell 

3 

2 

3 

3 

20 

kra ftfahrzcugbestand 
101 I. 7. 19S7 

Verletzte 

60 

187 

179 

so 

93 

98 

148 

204 

199 

110 

195 

144 

191 

96 

148 

; 102 

insgesamt je 1 000 
EInwohner 

36 498 

101 783 

87 456 

37 142 

69 660 

81 068 

114 989 

95 468 

135 426 

62 119 

131 671 

98 511 

127 411 

70 814 

106 597 

326 613 

Anzal!l 

32 709 

91 316 

78 478 

33 219 

56 411 

10 317 

69 223 

82 363 

118 476 

52 626 

111 088 

80 5-40 

109 981 

58 710 

94 210 

139 727 

I) nach dem Gebietsstand vom 30. 4. 1987 2) efnschl•el'lllch der Innerhalb von 30 Tagen an den Unfallfolgen verstorbenen Personen 
3) Betriebe mit Im allgemeinen 20 und n:hr Seschaftfgten 4} ohne Ua1satzsteucr 5) e1nschl1eß11ch KombinationskraflwagPn 

A1101erl<ung: Eine ausfllhrlltlle Tabelle 1111t Kre1szahlen, die von allen Statistischen Landesinrtern gebracht werden, erscheint fn Heft 5 und II 



ZAHLEN F 0 R 0 I E BUHOESLXNDER 

Bevölkerung Arbeltsm.l rkt *Vt ehbestande am 31. 3. 1987 

Veranderung Rindvieh em 3. o. 1986 
gegeouber 

Arbeltslo~H 
K•rz.rbei ter aff~ne Schweine 

L4nd 4 
llonat sm1 t te Stellen i nsgesJ"'t MilchkUhe 

ln 1 000 vz Vor j•hres- 31. 8. 1937 Augus: 31. 'l. am 
insgesa:nt (elnschl . 

1970 stand l9a7 19d7 3. 4 . 1987 Zugkuhe) 

ln S tn 1 000 

Schl eswf g-Ho 1 steln 2 61?. ,4 + 4,7 - 0,0 102 6 1 720 l 548 465 

Hamourg 1 568,8 - 12. s - 0, 5 99 3 5 6 13 3 
Niedersachsen 7 192 , 1 • 1,5 - 0,0 306 l1 18 7 579 3 382 1 035 
Bremen 653,8 - 9,5 - 0,6 42 3 l e 23 4 
Nordrhef n-West f a 1 en 16 673 , 1 - 1, 4 + 0, 1 745 105 38 6 559 2 035 581 
Hessen 5 547,9 + 3,1 • 0,3 153 1?. 15 1 l20 829 261 

Rheinland-Pfalz 3 608,3 - 1, 0 - 0, 1 110 a 9 640 601 209 
Baden-Wilrttemberg 9 335 ,9 .. 5,0 + 0,6 197 13 38 2 463 1 739 637 
Bayern ll 029 ,8 + 5,3 + 0,5 270 ll 34 4 371 s 161 1 972 
Saarland 1 040,8 - 7,1 - 0,3 51 2 3 43 69 23 
Berltn (West) 1 880,0 - 11,4 • 1,0 88 2 10 3 1 0 

Bundesgebiet 61 142,8 + O,ll • 0,2 2 !6) 175 177 24 614 15 aoo 189 

Verarbeit end es Gewerbeil 8auhauptgewerbe3l Wohn~ngswesen 
1m MaI 1987 

Land 
Umsatz2) Beschaftigte zum Bau 

Beschaft i gte im Juni 1957 am 31. S. 1987 genehmigte Wo"nongen 
am 

30. 6. 1987 
ln I 000 Mi 11 . DM Aus l~ndso111satz in 1 000 je 1 ooo Anzahl je 10 ooo 

in 1. Ewwohner Einwohner 

Schl eswi g-Hol stein 164 3 067 24 39 15 756 2, 9 

Hamburg 136 5 824 12 21 13 137 0 , 9 
Niedersachsen 645 12 859 32 104 14 1 740 2,4 
Bremen 76 1 885 31 10 !5 35 u.s 
Mordrhein-West fa 1 en 957 33 390 30 216 13 3 245 1, 9 
Hessen 627 9 473 30 85 15 1 408 2, 5 

Rhelnland- Pfal z 363 6 811 37 61 17 1 211 3,4 
Baden-WUrttemberg 1 429 21 909 32 171 18 3 595 3,9 
Bayern 1 351 20 257 35 229 21 ) 1)6 4 , 7 
Saarland 134 2 126 30 15 15 293 2,8 
Berlfn (West) 163 3 617 12 32 17 228 1,2 

Bundesgebiet 7 036 121 217 30 983 16 17 804 2 , 9 

*M z-Bestand4) Straßenverkehrsunfii11e6) Bestand Sleuerei nnahmen 
am 1. 1. 1987 mit Personenschaden Im Jun1 1987 an 

Spar-

Pkw5l 
einlagen d~s des der 

Land 
7) Landes Bundes Gorneinden 

1ns- Verun- am 
gesamt Unfalle Getötete Verletzte glUckte 31. 5. 

Anzahl je 1 000 je 100 1987 1m 1. Vierteljahr 1987 
Einwohner Unfalle in 011 

in 1 000 je Efnw. tn OM je Einwohner 

Schl eswtg-Hol stei n 298 1 115 427 I 473 31 1 988 137 7 402 562 538 96 

Hamburg 679 612 389 892 7 1 124 127 10 818 773 3 023 434 
NIedersachsen 3 685 3 141 437 3 624 107 4 681 132 9 241 557 468 130 
Bremen 286 258 394 352 2 404 115 10 431 648 I 309 289 
Hordrhei n-Westfa 1 en 8 120 7 259 435 7 1)4 115 9 065 128 10 086 627 941 188 
Hessen 3 044 2 648 478 2 615 68 3 434 134 11 368 740 965 218 

Rhelnland-Pf<tlz 2 015 1 704 472 1 885 48 2 496 135 10 711 596 619 213 
8aden-WUrttemberg 5 084 4 329 4ti4 4 475 116 6 1!8 139 11 821 725 932 203 
Bayern 6 056 4 962 450 5 549 152 7 469 137 11 998 620 726 150 
Saarland 537 480 460 485 5 605 126 9 7u1 550 591 134 
Berlln (West) 156 665 354 1 269 11 l 645 130 9 261 622 1 347 202 

Bundesgebiet 31 663a 27 224a 445 30 142 616 39 493 133 10 626 641 875 184 

• ) An dieser Stelle ersche1 nen abwechse 1 nd Angaben Uber VIehbestände, Kf t-Bestand und Brut toin I andsprodUH 

~l Betriebe mft Im allge1~ein•n 20 uno mehr Besch~ttigten 2) uhne UMHtzsteuer 3) Vorlauflge Werte •1) ohne Bundes~osl und Bundesbahn 
einsthl1eß1 tch Komblnationskraftwag~n 6) Sch1eswig-Holstein fnd9Ultige , übrige Lander vorlauflge Zahl en 7) ohn~ os~sparetnlagen 

a) Lander ohne , Bundesgebiet ef nsch 1i eß 1 kh Bundespost und Bu~desbahn 

Gedruckt im Statistischen Landesamt Sch1esw19-Holste1n 
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